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Von Munib Agha

Im Schnellverfahren peitschte die 
schwarz-rote Koalition vor der poli-
tischen Sommerpause das „Pro-
gramm für Aufschwung und Be-
schäftigung“ durch den Bundestag. 
Als Befreiungsschlag versucht die 
Bundesregierung dieses Paket zu 
verkaufen: Endlich Schluss mit der 
Zankerei, wir zeigen Handlungs-
fähigkeit. Und das wohl aus Sicht 
der SPD um jeden Preis. Denn egal 
wie man es dreht und wendet, als 
sozialdemokratischer Erfolg lässt 
sich dieses Reformpaket kaum ver-
kaufen, insbesondere nicht, wenn 
man an die katastrophale Kommu-
nikation in Sachen Krankschreibung 
vom ersten Tag an denkt. Statt das 
völlig bürokratische Vorhaben in 
Gänze zu verhindern, verlautbarte 
Lars Klingbeil, man müsse der SPD 
doch dankbar sein, denn durch die-
sen Kompromiss mit der Union habe 
man immerhin die Abschaffung der 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
verhindert.

SPD nur noch Mehrheitsbeschafferin 
für die Union?

Munib Agha,  
Vorsitzender der SPD Erlangen 
Foto: Jovana Jocic & Rebecca Prell

Die Einkommenssteuerreform 
bringt lediglich einen Entlastungsef-
fekt von 10 Milliarden Euro. Das ent-
spricht nicht einmal 0,2 % des deut-
schen Bruttoinlandsprodukts im 
Jahr 2025. Von einem konjunkturel-
len Effekt auf das Wirtschaftswachs-

tum ist also kaum auszugehen. 
Hinzu kommt, dass von der Reform 
vor allem Besserverdiener:innen 
profitieren, während bei Geringver-
diener:innen die Mehrbelastungen 
durch gestiegene Lebenshaltungs-
kosten (und gestiegene GKV-Bei-
träge!) kaum kompensiert werden. 
Laut DIW und ifo-Institut werden 
unter Berücksichtigung der kalten 
Progression kleine und mittlere Ein-
kommen sogar belastet. 

Statt der Einkommens- und der 
2025 verabschiedeten Unterneh-
menssteuerreform wäre es wesent-
lich sinnvoller gewesen, diese Beträ-
ge in die Senkung der GKV-Beiträge 
zu investieren. Davon hätten alle 
profitiert, auch die Unternehmen, 
und es hätte auch einen Effekt auf 
die Binnenkonjunktur gehabt, die 
in Deutschland seit Jahrzehnten viel 
zu schwach ist.
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Termine

14.09.	 19:00	 Fraktionssitzung der SPD-Stadtratsfraktion	 Rathaus, Konferenzraum 14. OG	 S. 11

16.09.	 15:00	 Treffen der AG 60+	 Thalermühle,	 S. 27 
			   Thalermühle 1

16.09.	 19:30	 Distrikt Tennenlohe: Distriktssitzung	 Gaststätte „Zum Schloss“,  	 S. 23 
			   Schlossgasse 7

17.09.	 20:00	 Kreismitgliderversammlung SPD Erlangen	 Lesecafé „Anständig Essen“, 	 S. 5 
			   Hauptstraße 55 (Altstadtmarkt-Passage)

21.09.	 19:00	 Fraktionssitzung der SPD-Stadtratsfraktion	 Rathaus, Konferenzraum 14. OG	 S. 11

23.09.	 20:00	 Distrikt West: Distriktssitzung	 Gasthof „Zur Einkehr“ (Güthlein),	 S. 26 
			   Dorfstr. 14

23.09.	 20:00	 Distrikt Süd: Distriktssitzung	 Bürgertreff Berliner Platz,  	 S. 26 
			   Berliner Platz 1

24.09.	 14:30	 Kino der IG-Metall Senioren 	 IGM-Saal,	 S. 27 
		  „Die einfachen Dinge“ (mit Kaffee & Kuchen)	 Friedrichstraße in Erlangen

24.09.		  Redaktionsschluss Monatsspiegel		  S. 2

26.09.	 11:00	 Kundgebung gegen Sozialabbau	 Kornmarkt,	 S. 4 
		  des DGB	 Nürnberg

28.09.	 19:00	 Fraktionssitzung der SPD-Stadtratsfraktion	 Rathaus, Konferenzraum 14. OG	 S. 11

30.09.	 20:00	 Distrikt Innenstadt: Distriktssitzung	 Kulisse (Nebenraum),	 S. 27 
			   Theaterstr. 8

04.10.	 9:00	 Haushaltsklausur der SPD-Stadtratsfraktion	 Rathaus, Kleiner Ratssaal	 S. 11

05.10.	 19:00	 Fraktionssitzung der SPD-Stadtratsfraktion	 Rathaus, Konferenzraum 14. OG	 S. 11

09.10.	 20:00	 Politsches Finanzkabarett	 Theaterbühne Fifty Fifty e.V.,	 S. 15 
		  Chin Meyer - Die Erotik des Geldes	 Südliche Stadtmauerstraße 1

Redaktionsschluss

für den nächsten  
Monatsspiegel  
Oktober 2026 

24. September 2026
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Darüber hinaus ist davon auszu-
gehen, dass es zu weiteren Kürzun-
gen kommen wird, die die untere 
Hälfte der Gesellschaft besonders 
stark treffen wird. Die Einkommens-
steuerreform ist nicht in Gänze ge-
genfinanziert. Denn die von Finanz-
minister Lars Klingbeil gefeierte 
Reichensteuer ist in der Art, wie sie 
durch den Kompromiss mit der Uni-
on umgesetzt wurde, letztlich nur 
ein Feigenblatt.

Polemisch gefragt: Hasst die Bun-
desregierung eigentlich junge Men-
schen? Anders lässt sich kaum er-
klären, wie man auf der einen Seite 
das Elterngeld kürzen kann und auf 
der anderen Seite die sachgrundlose 
Befristung – die die SPD eigentlich 
komplett abschaffen will – noch-
mals verlängert. Seit dem Angriffs-
krieg Russlands auf die Ukraine ist 
die deutsche Volkwirtschaft nicht 
mehr gewachsen. Dies macht sich 
seit einigen Monaten nun auch 
auf dem Arbeitsmarkt bemerkbar. 
Insbesondere die Jugendarbeits-
losigkeit ist stark angestiegen und 
selbst Uni-Absolvent:innen tun sich 
schwer, einen Job zu finden. Neben 
Künstlicher Intelligenz wird vor al-
lem eine angeblich überbordende 
Bürokratie als großes Wachstums-
hemmnis propagiert. Betrachtet 
man allerdings den vom statisti-
schen Bundesamt geführten Büro-
kratiekostenindex, der die bürokra-
tische Belastung der Unternehmen 
misst, lässt sich kein merklicher 
Bürokratieaufbau in den letzten 14 
Jahren beobachten. 

Weder die Ampel noch Schwarz-
Rot haben eine Investitionspolitik 
getrieben, die im nennenswerten 
Ausmaß Zukunftstechnologien vo-
rantrieb, wohingegen die meisten 
Industrienationen dies definitiv auf 
dem Schirm hatten. Ein Inflation-
Reduction-Act der Biden-Adminis-
tration, das mehr als eine Billionen 
Dollar schwer war. Umgerechnet 
mehr als eine halbe Billionen Euro 
investierte Japan in den Jahren 
2023-2025, um nicht nur die Infla-
tion zu bekämpfen, sondern auch 
Investitionen in Halbleitertechno-
logien und KI voranzutreiben. Und 
die Bundesrepublik? Im aktuellen 

mittelfristigen Haushaltsplan ist für 
2030 eine Nettokreditaufnahme in 
Höhe von 217 Milliarden Euro vorge-
sehen. Fast der Viertel davon sollen 
in den Wehretat gehen. Eine Summe 
mit der man locker jede Schule und 
jede Universität in diesem Land sa-
nieren könnte. In einem Jahr.

Noch desolater sieht die Reform der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
aus. Lohnabhängig Beschäftigte sol-
len höhere Zuzahlungen leisten und 
dafür einen schlechteren Leistungs-
katalog bekommen. Die Kranken-
hausreform sorgt dafür, dass es in 
den Kommunen zu massiven Kos-
tensteigerungen kommen wird (gut, 
dass Erlangen kein kommunales 
Krankenhaus betreibt).

Neben Muskel-Skelett-Erkrankun-
gen gehören psychische Erkrankun-
gen mittlerweile zu einen der häu-
figsten Ursachen für Arbeits- und 

Berufsunfähigkeit. Statt also mehr 
in die Prävention von psychischen 
Erkrankungen zu investieren, wird es 
durch die GKV-Reform laut Bundes-
psychotherapeutenkammer (BPtK), 
sowohl weniger Therapieplätze als 
auch deutlich längere Wartezeiten 
geben.

Einer der größten Treiber der Kos-
tensteigerungen in der GKV sind die 
Arzneimittel. Laut Surplus-Magazin 
stiegen letztes Jahr die Kosten um 
mehr als 6 % auf mehr als 58 Mil-
liarden Euro an. Hauptursache sind 
hier einige wenige patentgeschütz-
te Medikamente, die mehr als die 
Hälfte der Ausgaben ausmachen. 
Zwar sind hier immerhin Herstel-
lerabschläge vorgesehen, im Laufe 
des Gesetzgebungsprozesses wur-
den diese aber so stark verwässert, 
dass die Pharmaindustrie weiterhin 
keinen ausreichenden Beitrag zur Fi-
nanzierung leisten wird. 

Quelle: https://dezernatzukunft.org/publikationen/zum-selbstrechnen-
was-kostet-die-verteidigung-im-bundeshaushalt
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Wenn nicht der Kompromiss um je-
den Preis, um Einigkeit zu demons-
trieren als Argument für beschlos-
sene Sozialkahlschläge herhalten 
muss, bedient man sich gerne dem 
Verweis auf den Koalitionsvertrag.  
Hier fragt man sich allmählich, ob 
dem Willy-Brandt-Haus bewusst 
ist, dass dieser nicht nur für die SPD, 
sondern auch für die Koalitions-
partnerin gilt. Weder den Mindest-
lohn in Höhe von 15 Euro noch die 

vorgesehene Reform der Schulden-
bremse werden kommen. Zentrale 
Punkte der Union, wie die Abschaf-
fung des Bürgergelds und die „Mi-
grationswende“, wurden dagegen 
schon in den ersten 100 Tagen an-
gepackt. Dafür gibt es noch die 
Kürzung des Wohngelds und des 
Unterhaltsvorschuss (der nur Dank 
Manuela Schwesig wohl noch ver-
hindert werden kann). Eine geplante 
Abschaffung des Informationsfrei-

heitsgesetzes und eine vorgesehene 
Geheimdienstreform, die im Wider-
spruch zu den Lehren steht, die wir 
aus der Geschichte gezogen haben.  
Als Fazit bleibt deswegen nur zu 
sagen: Folgt dem Aufruf der Ge-
werkschaften und geht gemeinsam 
mit unseren Kolleg:innen am 26. 
September, 12 Uhr, auf die Demo in 
Nürnberg auf dem Kornmarkt.

Hart verdient! 26.9. Kundgebung Nürnberg

BUNDESWEIT GEGEN SOZIALABBAU
Bayern mobilisiert am 26.09.2026 
nach Nürnberg!

Die Regierung Merz mit CDU, CSU 
und SPD plant beispiellose Angrif-
fe auf den Sozialstaat. Unter dem 
Schlagwort „Reformen“ stehen Ver-
schlechterungen zur Diskussion, die 
Menschen unmittelbar treffen wür-
den: bei sozialer Sicherheit, Gesund-
heitsversorgung, Pflege, Arbeitszeit 
und der Planbarkeit ihres Lebens.

Der DGB wird diese Entwicklung 
nicht unwidersprochen hinneh-
men. Wir brauchen Reformen, die 
den Sozialstaat stärken, gute Arbeit 
sichern und Menschen entlasten 
– keinen Sozialabbau, kein Miss-
trauen gegenüber Beschäftigten 
und keine weitere Schwächung von 
Schutzrechten.

Deshalb rufen wir zu bundesweiten 
Groß-Demonstration auf!

Bayern mobilisiert nach Nürnberg!
Was erwartet euch in Nürnberg:
11:00 Uhr Auftakt – in der Nähe der 
Busparkplätze – Sternmarsch zum 
Kornmarkt

12:00 Uhr Kundgebung am Korn-
markt mit Christiane Benner

Wir, die Beschäftigten, haben unse-
re Löhne hart verdient und unsere 
Rechte erkämpft. Der Sozialstaat 
ist kein Geschenk der Politik oder 
der Arbeitgeber. Gute und sichere 
Arbeit, eine bestmögliche Gesund-
heitsversorgung und ein verläss-
liches Alterseinkommen sind nicht 
verhandelbar.

Ein starker Sozialstaat schafft Si-
cherheit im Wandel. Besonders in 
Zeiten, in denen viele Beschäftigte 
um ihre Arbeitsplätze bangen, sind 
solidarische Absicherungen und 
gesellschaftlicher Zusammenhalt 
umso wichtiger. Politik und Arbeit-
geber müssen den Beschäftigten, 
die mit ihrer Arbeit den Wohlstand 
unseres Landes schaffen, vertrauen. 
Wir brauchen eine Wachstumsagen-
da für Deutschland und Europa, die 
Innovationen und weniger Abhän-
gigkeiten schafft. 

Wir stehen auf gegen eine Politik, 
die Leistungen kürzt und Arbeits-
rechte beschneidet!
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Wir gratulieren* zum GeburtstaG  &
wünschen euch für euer nächstes
Lebensjahr alles gute!

*Den Mitgliedern unserer Partei gratulieren wir zum 50., 60. & 65. Geburtstag sowie ab dem 70. Lebensjahr im Monatsspiegel

05.09.	 Manfred Preuß 
89 Jahre      

09.09.	 Gertrude Stribel-Klek 
65 Jahre       	

13.09.	 Gerd Burian 
65 Jahre

14.09. 	 Kurt Steinmüller 
92 Jahre

15.09. 	 Hartmut Wiechert	  
86 Jahre

18.09. 	 Walter Krumpholz 
86 Jahre

20.09. 	 Siegfried Weber 
75 Jahre

20.09. 	 Monika Fath-Kelling 
70 Jahre

21.09. 	 Norbert Schulz 
75 Jahre

23.09. 	 Joachim Jaeger 
83 Jahre

24.09. 	 Aliya Bohnsack 
73 Jahre

25.09. 	 Georg Kugler 
82 Jahre

26.09. 	 Wolfram Gerold 
82 Jahre

Einladung zur  
Kreismitgliederversammlung

Liebe Genossinnen und Genossen,

Wir laden Euch herzlich ein zu unserer Kreismitgliederversammlung 

am Donnerstag, 17. September 2026 um 20:00 Uhr, 
Lesecafé „Anständig Essen“, Hauptstraße 55  

(Altstadtmarkt-Passage), 91054 Erlangen.

Auf unserer kommenden Mitgliederversammlung werden wir über die im Juli 
im Bundestag beschlossenen Reformen und die anstehenden Rentenbeschlüsse 
diskutieren.

Wir freuen uns auf euer Kommen!

Solidarische Grüße
Sandra Radue 			   Munib Agha
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Antrag: Reformieren heißt nicht kürzen – 
Rente bedeutet Respekt vor der Lebensleistung
Von Munib Agha

Adressat*innen: BayernSPD Landes-
vorstand, SPD-Bundestagsfrak-
tion, SPD-Parteivorstand

Reformieren heißt  
nicht kürzen

Der von Friedrich Merz und der 
Union aktuell gesetzte Ton ist ein 
Ton des Misstrauens gegenüber den 
Menschen in diesem Land. Sie sind 
zu krank, zu faul und müssen drin-
gend mehr arbeiten. Dem stellen 
wir uns klar entgegen. Das ist un-
verschämt und hat mit der Realität 
der Menschen nichts zu tun. Wir 
die SPD sehen, wie schwierig es für 
viele Menschen ist, Familie und Be-
ruf zu vereinbaren, die gestiegenen 
Lebenshaltungskosten zu stemmen 
und dass Betriebe immer mehr for-
dern von ihren Beschäftigten. Lö-
sungen müssen Strukturen verän-
dern und nicht einzelne unter Druck 
setzen.

Beinahe wöchentlich werden in der 
Bundesregierung und der öffentli-
chen Debatte Vorschläge und Vor-
haben für sogenannte “Reformen” 
präsentiert. Die Flut an Meldungen 
macht es schier unmöglich, den 
Überblick zu behalten, geschweige 
denn eine unaufgeregte Debatte zu 
führen.

Generell gilt: Die Strategie von Par-
tei- und Fraktionsführung, die SPD 
in der Bundesregierung vorrangig 
als „Verhinderer“ der größten ar-
beitsmarkt- und sozialpolitischen 
Grausamkeiten der Unionsparteien 
zu verhindern, geht erkennbar nicht 
auf. Dennoch haben viele Reform-
ideen und Forderungen gemeinsam, 
dass sie den Sozialstaat angreifen 
und hart erkämpfte Arbeitneh-
mer*innenrechte infrage stellen. 
Sie gehen vor allem zu Lasten der 
ökonomischen Mittelschicht und 
kleiner Einkommen. Große Teile der 
“Sozialreformen” sind am Ende Kür-

zungsprogramme. Sie gehen über 
die Vereinbarungen im Koalitions-
vertrag hinaus, auf Basis dessen die 
SPD-Mitglieder für den Eintritt in die 
Koalition gestimmt haben.

Ja, die wirtschaftliche Lage in 
Deutschland ist angespannt und 
Reformen sind notwendig. Aber Re-
formen sind nicht gleichbedeutend 
mit Kürzungen. Und Reformen kön-
nen nicht nur Einschränkungen für 
diejenigen bedeuten, die den Laden 
am Laufen halten. Zwei Familien in 
Deutschland haben mehr Vermögen 
als die ärmere Hälfte der Bevölke-
rung zusammen. Anspruch der SPD 
muss es sein, das Leben der Men-
schen besser und die Gesellschaft 
gerechter zu machen, statt gesell-
schaftlichen Stimmungen nach 
einem “Gürtel enger schnallen” zu 
folgen. Wirtschaftlicher Erfolg ent-
steht nicht durch Einsparungen und 
Kürzungen, sondern durch massive 
Investitionsprogramme.

Entscheidend ist jetzt, dass sich die 
Partei in ihren Gremien aller Ebenen 
konkret mit den einzelnen Maß-
nahmen auseinandersetzt, gemein-
same Positionen entwickelt und 
deren Umsetzung von ihren Ver-
treter*innen einfordert. Das letzte 
Wort haben nicht der Kanzler oder 
SPD-Minister*innen, sondern der 
Bundestag und seine Mitglieder. Als 
Genoss*innen, Vorstände und Amts-
träger*innen in diversen Gremien 
der Partei ist es unsere Aufgabe, zur 
politischen Willensbildung beizutra-
gen und auf unsere Mitglieder des 
Bundestags einzuwirken, Einfluss 
auf das parlamentarische Verfahren 
zu nehmen. Sie verabschieden Ge-
setze, nicht die Koalitionsspitzen.

Rente bedeutet Respekt 
vor der Lebensleistung

Es muss der Grundsatz gelten, dass 
Rente keine Fürsorgeleistung ist, 
sondern Ausdruck von Solidarität, 

Würde und Respekt vor der Lebens-
leistung. Wir als SPD stehen dafür, 
dass jeder ein Leben in Würde im 
Alter verdient hat. Wer sein Leben 
lang gearbeitet hat, muss sich auf 
eine sichere und auskömmliche Ren-
te verlassen können – ohne Arbeiten 
bis zum Umfallen und ohne Speku-
lation an den Finanzmärkten.

Die sogenannte Alterssicherungs-
kommisison hat für das wichtige 
Projekt der Stabilisierung des Ren-
tensystems konkrete Vorschläge ge-
macht. Oftmals wird jetzt betont, 
dass dies als Gesamtkunstwerk um-
zusetzen sei und einzelne Vorschlä-
ge nicht mehr diskutiert werden 
können. Dem widersprechen wir. An 
zentralen Stellen ist das vorgeschla-
gene Reformpaket ungerecht und 
muss korrigiert werden.

Das betrifft konkret die 
folgenden Punkte:

1.	 Eine automatische Kopplung des 
gesetzlichen Renteneintritts-
alters an die Lebenserwartung 
ist ungerecht. Sie geht von der 
Annahme aus, dass alle Bevöl-
kerungsgruppen gleichermaßen 
von einer steigenden Lebenser-
wartung profitieren. Die Realität 
sieht anders aus: Lebenserwar-
tung und vor allem gesunde Le-
bensjahre sind in Deutschland 
sozial äußerst ungleich verteilt. 
Während Menschen mit hohen 
Einkommen und akademischen 
Berufen häufig länger leben, 
profitieren Beschäftigte in vielen 
Arbeiter- und Belastungsberu-
fen deutlich weniger von dieser 
Entwicklung. Die physische und 
psychische Belastbarkeit in den 
späteren Lebensjahren wird oft-
mals schon im Kindesalter ge-
setzt, gerade bei einkommens-
schwachen Familien.

2.	 Deshalb ist auch die geplante 
Abschaffung der abschlagsfrei-
en Rente nach 45 Beitragsjahren 
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besonders kritisch. Wer deutlich 
länger als andere Beiträge ge-
zahlt und über Jahrzehnte zum 
Wohlstand unseres Landes bei-
getragen hat, hat Anspruch da-
rauf, dass diese Lebensleistung 
anerkannt wird. Die Rente nach 
45 Beitragsjahren ist keine Pri-
vilegierung, sondern Ausdruck 
von Leistungsgerechtigkeit. 
Wer mit 15 oder 16 Jahren eine 
Ausbildung begonnen hat, hat 
seinen Beitrag zum Generatio-
nenvertrag erbracht. Besonders 
betroffen wären Beschäftigte, 
die bereits Altersteilzeit verein-
bart oder ihre Lebensplanung 
auf bestehende Rentenrege-
lungen aufgebaut haben. Viele 
Menschen haben auf Grundlage 
geltender Regeln Entscheidun-
gen getroffen, Altersteilzeit-
modelle abgeschlossen oder 
private Vorsorge geplant. Auch 
Härtefallregelungen für dieje-
nigen, die gesundheitlich nicht 
mehr arbeiten können, lösen 
das Problem nicht: Menschen, 
die in Rente gehen, wollen von 
dem Rest des Lebens noch et-
was haben und es nicht auf dem 
Krankenbett verbringen.

3.	 Altersteilzeit muss als Instru-
ment eines sozial abgesicherten 
Übergangs in den Ruhestand 
erhalten und weiterentwickelt 
werden. Dies gilt insbesondere 
für das bewährte Blockmodell. 
In die Tarifautonomie darf kei-
nesfalls eingegriffen werden. 
Gerade in Industrie, Handwerk, 
Pflege und vielen anderen belas-
tenden Tätigkeiten ermöglicht 
die Altersteilzeit einen sozial-
verträglichen Übergang vom Er-
werbsleben in den Ruhestand. 
Das Blockmodell hat sich hierbei 
bewährt. Seine Einschränkung 
oder Abschaffung würde Be-
schäftigten und Betrieben ein 
wichtiges Instrument nehmen. 
In Zeiten tiefgreifender indust-
rieller Transformation braucht 
es mehr Möglichkeiten für einen 
flexiblen und sozial abgesicher-
ten Übergang in den Ruhestand 
– nicht weniger. In zahlreichen 
Betrieben dienen Altersteilzeit-

modelle weithin zur Reduzie-
rung betriebsbedingter Kündi-
gungen.

4.	 Wir begrüßen den schrittweisen 
Ausbau der Rentenversicherung 
zu einer solidarischen Erwerbs-
tätigenversicherung. Perspekti-
visch sollen alle Erwerbstätigen 
– Arbeitnehmer*innen, Selb-
ständige, Beamt*innen sowie 
Abgeordnete – in die gesetzliche 
Rentenversicherung einbezo-
gen werden. Erste Ansätze dafür 
sind jetzt vereinbart, das ist sehr 
positiv. Gleichzeitig sind die An-
kündigungen vage und müssen 
zügig konkretisiert werden. Und 
die Einbeziehung der Beamten 
darf nicht zu einer Rentenkür-
zung bei ihnen führen.

5.	 Die Einführung einer obligato-
rischen kapitalgedeckten Ren-
tenkomponente im Rahmen 
der GRV wirft viele Fragen auf. 
Die versprochenen perspekti-
vischen Steigerungen des Ren-
tenniveaus sind hauptsächlich 
auf dieser Säule begründet und 
setzen Renditen an den Kapital-
märkten voraus, die nur schwer 
zu erreichen sein werden. Ins-
besondere die zusätzliche Ab-
gabe von 1% des Bruttolohns für 
Arbeitnehmer*innen ist als kurz-
fristige Reduzierung der Binnen-
nachfrage problematisch. Im 
weiteren Verlauf muss sicherge-
stellt sein, dass die Finanzmittel, 
die dem Kapitalmarkt zusätzlich 
zur Verfügung gestellt werden, 
nicht zu Immobilienspekulation 
führen. Mit der Altersvorsorge 
von Menschen darf nicht ge-
zockt werden, die Anlagen müs-
sen stabil und sicher sein – auch 
bei möglichen Erschütterungen 
des Finanzmarkts.

6.	 Die betriebliche Altersversor-
gung ist auszubauen und tarif-
vertraglich abzusichern, sie kann 
die gesetzliche Rente sinnvoll 
ergänzen. Voraussetzung dafür 
ist jedoch eine deutlich stär-
kere Verbreitung tarifvertrag-
lich abgesicherter betrieblicher 
Altersversorgung. Sie darf die 
gesetzliche Rente nicht erset-
zen, sondern muss sie ergänzen. 

Über die Vorschläge der Alters-
sicherungskommission hinaus 
fordern wir folgende Punkte, um 
zur Stabilisierung der Rente bei-
zutragen, die Beiträge bezahl-
bar für Beschäftigte zu halten 
und das Rentenniveau wieder zu 
steigern:

7.	 Die gesetzliche Rente muss den 
Lebensstandard sichern. Sie darf 
nicht zur Basisrente herunter-
gestuft werden. Dafür muss das 
Rentenniveau steigen.

8.	 Durch eine einmalige Vermö-
gensabgabe kann der steuerfi-
nanzierte Anteil an der Rente die 
Finanzierung der Renten in den 
nächsten Jahren sichern (Demo-
graphiezuschuss).

9.	 Reha statt Frühverrentung. Da-
für muss der Reha-Deckel bei 
der gesetzlichen Rentenversi-
cherung abgeschafft werden.

10.	Durch die Abschaffung der Bei-
tragsbemessungsgrenze bei der 
Einzahlung bei gleichzeitiger 
Deckelung oder Abflachung der 
Auszahlung können höhere Ein-
kommen mehr Verantwortung 
für die Rente tragen.

11.	Durch die Einbeziehung aller 
Einkommensarten in die Sozial-
versicherung wird Arbeitsein-
kommen endlich nicht mehr be-
nachteiligt und auch Dividenden 
und Mieteinnahmen tragen zu 
einer stabilen Rente und starken 
Sozialversicherungssystemen 
bei.
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Rathaustelegramm  der SPD-Stadtratsfraktion Erlangen
Haushaltskrise:  
Konsolidierung ja – aber 
mit Sachverstand und 
Augenmaß!

Auflagen der Regierung gefährden 
Zukunft, Zusammenhalt in unserer 
Stadt – und am Ende die Demokra-
tie.
Ende Juni hat sich der Erlanger Stadt-
rat erneut mit der Haushaltskon-
solidierung befasst. Auch die SPD-
Fraktion hat den vorgeschlagenen 
Maßnahmen für 2026 zugestimmt. 
Gleichzeitig aber haben wir deutlich 
gemacht: Die Stadt muss sich gegen 
die überzogenen und unbegründe-
ten Auflagen der Regierung von Mit-
telfranken wehren. Denn diese wür-
den einen drastischen Kahlschlag in 
der Stadt bedeuten.

Um 29 Millionen soll die Stadt Er-
langen nach den Vorstellungen der 
Regierung die Ausgaben im Verwal-
tungshaushalt dauerhaft reduzie-
ren. Das entspricht rund 5 Prozent 
des aktuellen Haushaltsvolumens. 
Berücksichtigt man, dass ein gro-
ßer Teil der städtischen Aufgaben 
Pflichtleistungen sind, die die Stadt 
bereitstellen muss, wird das Aus-
maß des verlangten Kahlschlags 
deutlich: 29 Millionen einzuspa-
ren würde bedeuten, städtische 
Einrichtungen wie Theater, Stadt-
bibliothek, Stadtmuseum etc. zu 
schließen; auch Stadtteilhäuser, 
Schwimmbäder und der öffentliche 
Nahverkehr müssten zur Disposition 
gestellt werden. 

E-Werk, gVe, ZAM, Musikinstitut, 
Tafel, Obdachlosenhilfe, Frauenzen-
trum, Queeres Zentrum, Sportverei-
ne, eigentlich alle Vereine und Initia-
tiven in unserer Stadt müssten ohne 
oder zumindest mit drastisch redu-
zierten Zuschüssen auskommen – 
und ein größerer Teil wahrscheinlich 
seine Arbeit einstellen. Für das Zu-
sammenleben, den Zusammenhalt 
in unserer Stadt hätte das drastische 
Folgen, denn es würden fast alle An-
gebote entfallen, bei denen sich 
Menschen begegnen und dadurch 
Austausch entsteht.

Dabei haben die Auflagen der Re-
gierung nach unserer Einschätzung 
aber weder eine inhaltliche noch 
eine rechtlich tragfähige Begrün-
dung. Denn die Stadt hat in den letz-
ten Jahren gezeigt, dass sie die Kon-
solidierung ernst nimmt, städtische 
Ausgaben deutlich gesenkt und die 
Auflagen der Regierung regelmäßig 
erfüllt. So ist es gelungen, für 2026 
einen Haushalt zu beschließen, der 
einen Überschuss im Verwaltungs-
haushalt aufweist – eine der Haupt-
anforderungen an kommunale 
Haushalte, die damit erfüllt wurde.
Auf diesen Konsolidierungsweg, auf 
das Erfüllen der Auflagen reagiert 
die Regierung aber mit einer Kahl-
schlagsforderung. Gegen die muss 
sich die Stadt zur Wehr setzen, denn 
die Regierung ignoriert bei ihren 
Auflagen den bisherigen Konsolidie-
rungsweg der Stadt ebenso wie die 
kommunale Selbstverwaltung. Und 
dass sie dabei zusätzlich mitteilen 
lässt, Kritik an ihren Auflagen wer-
de sie mit einer Verschärfung der 
Auflagen beantworten zeigt, dass 
es der Regierung längst nicht mehr 
um eine Begleitung der Stadt bei 
der Haushaltskonsolidierung geht, 
sondern dass dort sachfremde Er-
wägungen und Verachtung für de-
mokratische Prozesse – zu denen 
Kritik an Behördenentscheidungen 
als Selbstverständlichkeit gehört – 
dominieren.

Für die SPD-Fraktion ist klar: Wir 
werden den Weg der Haushalts-
konsolidierung weiter gehen und 
die Beschlüsse mittragen, die not-
wendig sind, um die haushaltsrecht-
lichen Vorgaben zu erfüllen. Aber 
wir werden keinen Weg mittragen, 
der weit darüber hinausgeht und 
den Zusammenhalt in unserer Stadt 
gefährdet – und auch die Zukunft 
unserer Stadt, einerseits, weil auch 
wichtige Investitionen und Prozesse 
wie das z.B. das Stadtentwicklungs-
konzept ausgebremst werden und 
zusätzlich auch, weil all die Ange-
bote, bei denen die Regierung Kahl-
schlag verlangt – dem schwarz-grün 
übrigens folgen will – auch wichti-
ge Standortfaktoren sind und der 
Kahlschlag damit auch den weite-

ren wirtschaftlichen Erfolg unserer 
Stadt gefährdet.

Schulen und öffentli-
che Plätze in der Stadt 
weiter für Jugendliche 
öffnen und attraktiver 
gestalten

Im Stadtrat Ende Mai wurden mit 
dem Teilplan Jugend – „Erwachsen-
werden in Erlangen“ – Handlungs-
empfehlungen an die Stadtpolitik 
vorgestellt. Dieser macht deutlich: 
Der Teilplan Jugend macht deutlich: 
Nicht alle Jugendliche in Erlangen 
haben den gleichen Zugang zu Frei-
zeitangeboten; vor allem Jugend-
liche an den Mittelschulen nutzen 
weniger Freizeitangebote als Ju-
gendliche an den Realschulen und 
Gymnasien. Das ist eine Frage der 
sozialen Gerechtigkeit. Denn wie 
Jugendliche ihre Freizeit verbringen, 
ist wichtig für Selbstbestimmung 
und Selbstwirksamkeit, für die Ent-
wicklung außerhalb der Schule und 
auch für die Lebenszufriedenheit – 
gerade für Jugendliche, die von zu 
Hause aus mit weniger Geld und 
Möglichkeiten aufwachsen. 

Die Sprecherin für Jugend und Fami-
lie in der SPD-Fraktion Sophia Wald-
mann betont: „Gleichzeitig gehört 
zur Selbstbestimmung und zum Er-
wachsenwerden auch, dass Freizeit 
nicht nur in Angeboten oder beim 
Sport oder in der Jugendarbeit statt-
findet, sondern dass es auch Orte 
geben muss, an denen man einfach 
eigenverantwortlich mit Freund*in-
nen zusammen sein kann – ohne 
Verpflichtungen oder Programm.“ 
Das sind zum Beispiel die Jugend-
häuser, -treffs und -clubs, und das 
sind auch Orte im öffentlichen 
Raum, an denen Jugendliche sich 
einfach so mit ihren Freund*innen 
treffen können und die es in einer 
jugendgerechten Stadt auch geben 
muss. 

Gerade deshalb machen wir als 
SPD-Fraktion im Stadtrat deut-
lich: Für den Teilplan Jugend wur-
den viele junge Menschen beteiligt 
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und befragt. Die Ergebnisse daraus 
sind kein Selbstzweck, sondern nur 
der Startpunkt dafür, in Erlangen 
mehr Freiräume und Angebote für 
alle Jugendlichen zu schaffen, ohne 
dass der Hintergrund der Eltern, die 
Schulart und der Stadtteil dafür so 
wichtig sind.

Jugendhäuser, -treffs und -clubs 
sind ein wichtiger Anker insbeson-
dere für Jugendliche an Mittelschu-
len. Angebote für Jugendliche aller 
Schulformen und in allen Stadtteilen 
müssen gefördert werden. „Durch 
eine stärkere Vernetzung von Ver-
einen, Jugendhäusern und Schulen 
wollen wir die Freizeitangebote für 
Jugendliche zugänglicher machen. 
Dazu haben wir auch unseren ers-
ten Antrag in dieser Legislatur zur 
Umwidmung von Mitteln zuguns-
ten der Stadtteilschule Büchenbach 
Nord gestellt“, sagt Valeria Fischer, 
Sprecherin für Stadteilarbeit in der 
SPD-Fraktion.

Wir möchten Schulen und öffent-
liche Plätze in der Stadt weiter für 
Jugendliche öffnen und attraktiver 
gestalten. Hier sind wir bei Bedarf 
auch parteiisch für Jugendliche, 
zum Beispiel gegenüber den Interes-
sen anderer Anwohner*innen. 

Und Raum und Teilhabe für Jugend-
liche zu schaffen ist nicht kosten-
neutral und wird deshalb in Zeiten 
der Sparpolitik erschwert. Deshalb 
fordern wir im Stadtrat weiterhin 
gemeinsame Verantwortung für 
eine Haushaltskonsolidierung ein, 
die den sozialen Zusammenhalt in 
der Stadt sichert.

Mietenkataster für  
Erlangen prüfen

Die SPD-Fraktion hat beantragt, die 
Einführung eines Mietenkatasters 
für Erlangen zu prüfen. 
Falls für die Einführung Landesge-
setzgebung notwendig ist, fordert 
die Fraktion, dass sich der Oberbür-
germeister über den Städtetag für 
das Vorhaben einsetzt.

Die Einführung eines solchen Mie-
tenkatasters hat vor kurzem Berlin 
beschlossen. Dort muss jede*r Ver-

mieter*in relevante Daten zu Miet-
objekten eintragen, insbesondere 
Miethöhe und Quadratmeterzahl. 
So können überhöhte und damit 
möglicherweise unzulässige Mieten 
herausgefiltert werden. Die Vermie-
ter*innen können dann zunächst in-
formiert und zu einer Änderung auf-
gefordert werden, erfolgt dies nicht, 
sind auch weitergehende Maßnah-
men z.B. nach Wirtschaftsstrafge-
setz möglich.

„Die SPD hält ein Mietenkaster für 
sinnvoll, denn die Datenbank schafft 
Transparenz und Mieter*innen kön-
nen vor überteuerten Mieten ge-
schützt werden.“, betont Sophia 
Waldmann, Sprecherin für Soziales 
in der SPD-Fraktion Erlangen. Und 
Philipp Dees, Sprecher für Wohnen 
der SPD-Fraktion, ergänzt: „Gera-
de der überhitzte Wohnungsmarkt 
in Erlangen mit schnell steigenden 
Mieten erfordert auch staatliche 
Aufsicht über die Entwicklung. Da-
für bietet das Mietenkataster einen 
verhältnismäßig unbürokratischen 
Weg, weil es als digitale Datenbank 
ohne hohen Aufwand befüllt und 
ausgewertet werden kann.“

Friedenspfähle in Erlan-
gen – 25 Jahre Flücht-
lingsinitiative EFIE

Am 13.6. wurden in Erlangen Frie-
denspfähle enthüllt. Dies fand im 
Rahmen des 25-jährigen Jubiläums 
der Erlanger Flüchtlingsinitiative 
EFIE statt. Damit wurde ein bewuss-
tes Zeichen gesetzt – nicht nur für 
Verständigung und Gewaltfreiheit, 
sondern auch für eine klare politi-
sche Haltung in Zeiten wachsender 
globaler Spannungen. Frieden, so 
die zentrale Botschaft, ist kein Zu-
stand, sondern eine Verpflichtung, 
die aktives Handeln erfordert.

In einem Grußwort machte Sozial-
referent Dieter Rosner deutlich: 
Friedenspolitik darf sich nicht nur 
auf Symbole beschränken. Mit Blick 
auf das jüngst in Kraft getretene Ge-
meinsame Europäische Asylsystem 
(GEAS) formulierte er scharfe Kritik. 
Insbesondere die sogenannte „Fikti-
on der Nichteinreise“ stelle grundle-
gende Rechte von Schutzsuchenden 

infrage und drohe, menschenrecht-
liche Standards auszuhöhlen. Ver-
fahren an den Außengrenzen, ein-
geschränkter Rechtsschutz und die 
Verlagerung von Verantwortung 
in Drittstaaten seien Entwicklun-
gen, die mit einem europäischen 
Werteverständnis nur schwer ver-
einbar sind. „Würde steht nicht im 
Konjunktiv,  ist kein Kann oder Soll. 
Würde ist ein Muss.“ so Rosner. Auch 
auf kommunaler Ebene stehen die-
se Spannungen im Raum: Städte 
und Gemeinden tragen die Folgen 
europäischer Entscheidungen un-
mittelbar. Integration kann nur ge-
lingen, wenn sie politisch gewollt 
und strukturell ermöglicht wird – 
durch echte Teilhabe statt bloßer 
Verwaltung. „Die Friedenspfähle in 
Erlangen stehen damit nicht nur für 
ein Bekenntnis, sondern auch für 
einen Anspruch: politische Entschei-
dungen konsequent an Menschen-
würde und Teilhabe auszurichten. 
Sie erinnern daran, dass Frieden im 
Alltag beginnt – und dort verteidigt 
werden muss“, so Dieter Rosner.

Sana Al-Maskari, Sprecherin der 
SPD-Fraktion für Migration und In-
tegration, betonte: „Als selber Ge-
flüchtete ist dieser Termin für mich 
auch persönlich wichtig. Krieg ver-
treibt Menschen und beraubt sie 
ihrer Heimat. Ich habe in Erlangen 
eine Heimat gefunden und wünsche 
mir das natürlich auch für alle ande-
ren Menschen, die hier Schutz su-
chen. EFIE sorgt mir ihrem Angebot 
für eine praktische und nachhaltige 
positive Veränderung. Zum Beispiel 
durch ihr Angebot an Nachhilfe und 
Hausaufgabenbetreuung ermög-
licht sie vor allem Kindern eine posi-
tive Zukunft in Deutschland.“
Wolfgang Leyk ergänzt: „Zum 25.Ge-
burtstag zündete unsere Erlanger 
Flüchtlingsinitiative keine Kerzen 
an, sondern stellte Friedenspfähle 
auf. Der Friedenswunsch ist dort in 
den Sprachen sichtbar, die in unserer 
Stadt gesprochen werden und zeigt 
einmal mehr die Stärke eben dieser. 
Der Wunsch nach Frieden verbindet 
– über Sprache, Herkunft, Interessen 
und Geldbeutel hinweg.“
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Dr. Wolfgang Leyk  
im Portrait

Wolfgang Leyk gehört seit der Kom-
munalwahl im März 2026 der SPD-
Fraktion an. Hier stellt er sich vor:
Ich bin seit meinem Studium (1978) 
in Erlangen. Die Stadt und ihre Men-
schen haben mich privat und in mei-
nem Beruf als evangelischer Pfarrer 
nicht mehr losgelassen. Erlangen 
kenne ich aus ganz vielen Perspek-
tiven: Sitzwache auf der Intensiv-
station, Coaching bei Siemens, Ko-
operation mit dem Jobcenter für 
eine Gemeindestelle und sogar den 
Kanal beim Triathlon. Die Kneipen 
und das E-Werk kenne ich als Mu-
siker. Durch meinen Beruf habe ich 
den Stadtwesten kennengelernt: 
Büchenbach, Frauenaurach mit Krie-
genbrunn und Hüttendorf. 

Als Pfarrer der Neustädter und Uni-
versitäts-Kirche hatte ich während 
der Fluchtbewegung 2015 und wäh-
rend Corona engen Kontakt mit der 
Stadtverwaltung. Gerne wollte ich 
im Ruhestand weiter etwas für die 
Stadt tun und freue mich, dass ich 
nun im Stadtrat politisch tätig sein 
kann. Ich finde in der Stadt-SPD für 
mich die richtigen Themen, wie z.B. 
soziale Gerechtigkeit und Teilhabe. 
Wie die Leute hier zusammenleben, 
miteinander sprechen und auch 
Konflikte lösen, ist mein Thema ge-
nauso wie gute Teilhabemöglichkei-
ten für alle. 

Ich wünsche mir eine Stadt, in die 
sich Bürger und Bürgerinnen ein-
bringen können. Ich wünsche mir 
eine Gesellschaft, die widerstands-
fähig ist gegen Angriffe und Spal-
tungsversuche von Außen oder aus 
dem Inneren. Engagement der Men-
schen für die Stadt ist gerade beson-
ders wichtig. Dafür braucht es gute 
Rahmenbedingungen: zum Beispiel 
Gemeinschaftsorte sowie die För-
derung von Nachbarschaften und 
Möglichkeiten der Beteiligung für 
Menschen, die nicht alles teuer be-
zahlen können. 

Ich arbeite dafür, dass Leute gerne in 
Erlangen leben, sich respektiert füh-
len und ihre Ziele verwirklichen kön-
nen. Meine Themen im Stadtrat sind 
Senioren und Seniorinnen, Ehren-
amt, Sport, Kirchen und Religions-
gemeinschaften. Aber ich lebe lange 
genug in der Stadt, um natürlich zu 
allem eine Meinung zu haben. Als 
Neueinsteiger freue ich mich auf die 
Arbeit im Stadtrat.

Cumiana – „Nie wieder 
Krieg, nur Frieden“

Die Beziehungen zu Cumiana im 
italienischen Piemont besitzen seit 
ihrem Bestehen eine hohe Bedeu-
tung für Fraktion und Partei der Er-
langer SPD. Dass Jahrzehnte nach 
der Ermordung von 51 Menschen 
durch SS-Einheiten am 3. April 1944 
freundschaftliche Beziehungen zu 
diesem Ort entstanden sind, be-
trachten wir als ein Geschenk und 
zugleich als Mahnung, unserer Ver-
antwortung aus der deutschen 
NS-Geschichte gerecht zu werden. 
Anton Renninger, der Befehlshaber 
dieser grausamen Vergeltungsak-
tion der deutschen Besatzer, hatte 
nach dem Krieg sehr lange unbe-
helligt in Erlangen gelebt. Ausdruck 
der hohen Wertschätzung der SPD 
für diese Beziehungen sind mehrfa-
che Begegnungen mit Bürger*innen 
und Vertreter*innen Cumianas in Er-
langen und Besuche der offiziellen 
Gedenkveranstaltungen dort durch 

Mitglieder der Fraktion, insbesonde-
re José Luis Ortega, Andreas Richter 
und Barbara Pfister. 

Zum Abschluss seiner langjährigen 
Zeit im Erlanger Stadtrat hat José 
Luis Ortega noch einmal die SPD-
Fraktion in Cumiana vertreten. Ge-
meinsam mit Manfred Kirscher (Er-
langer Friedensbündnis) und der 
jetzigen Erlanger Bürgermeisterin 
Eva Linhart legte er Blumen an der 
Gedenkstelle für die Opfer des Mas-
sakers nieder und nahm am Fackel-
zug teil, der jedes Jahr am Vorabend 
des Jahrestags durch Cumiana zieht. 
Der Schriftzug auf dem Gesteck von 
José Luis Ortega lautete: „Mai piú 
Guerre, solo Pace“ – „Nie wieder 
Krieg, nur Frieden“.

In seiner kurzen Ansprache am 
Tag des Gedenkens erklärte Orte-
ga: „Nach meiner ersten Wahl zum 
Stadtrat im Jahr 2002 bestand mei-
ne erste offizielle Veranstaltung 
außerhalb der Stadt Erlangen im 
April 2003 im Besuch des Geden-
kens in Vertretung der SPD-Frak-
tion, zusammen mit Barbara Pfister. 
Nach 23 Jahren ist dies auch meine 
letzte Aktivität im Bereich der inter-
nationalen Beziehungen unserer 
Stadt. Meine Verabschiedung aus 
der aktiven Politik ist erfüllt von 
Dankbarkeit für das Verständnis der 
Bürger*innen von Cumiana und die 
Freundschaft, die in diesen Jahren 
entstanden ist“.
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Fraktionssitzungen der SPD-Stadtratsfraktion
von Katja Rabold-Knitter

Liebe Genoss:innen,
 
zu dem Ehrenamt als Stadtrat ge-
hört auch die Teilnahme an den 
wöchentlichen Fraktionssitzungen. 
In diesen besprechen wir Antrags-
ideen, beratschlagen über anste-
hende Ausschüsse und berichten 
von Gesprächen mit Bürger:innen, 
Vereinen, Unternehmen, etc. Diese 
Sitzungen sind parteiöffentlich (mit 
Ausnahmen, wie z.B. Personalan-
gelegenheiten der Stadt). Wir laden 
euch herzlich dazu ein, an diesen 
teilzunehmen. So könnt ihr einen 
Einblick gewinnen, wie wir als Frak-
tion arbeiten, welche Themen aktu-
ell sind oder z.B. vorbereitet werden.

Nachstehend die Termine:
14.09. 19:00 Konferenzraum im 14. OG
21.09. 19:00 Konferenzraum im 14. OG
28.09. 19:00 Konferenzraum im 14. OG
04.10. 9:00-17:00 Haushaltsklausur  
Kleiner Ratssaal
05.10. 19:00 Konferenzraum im 14. OG

Bitte meldet euch vorab bei Katja 
Rabold-Knitter im Fraktionsbüro 

(spd.fraktion@stadt.erlangen.de/ 
09131/862225), wenn ihr an einer 
Sitzung teilnehmen möchtet. 

Bitte gebt dabei gleich an, wenn ihr 
ein Thema habt, dass ihr gerne be-
sprechen möchtet. Dann kann dies 
in der Tagesordnung berücksichtigt 
werden.
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Do		  09:00 - 13:00 Uhr
Fr		  geschlossen

kontakt
SPD-Kreisverband Erlangen-Stadt
Vorsitzende:
Munib Agha & Sandra Radue

Geschäftsführer:
Fynn Geifes
Friedrich-List-Str. 5
91054 Erlangen

Telefon: 09131 812 65-22
Telefax: 09131 812 65-13
Mail: buero@spd-erlangen.de
Internet: spd-erlangen.de

Bankverbindung:
Sparkasse Erlangen
IBAN DE82 7635 0000 0000 0120 05

Bürozeiten: 
Mo		  geschlossen
Di		  08:00 - 11:30 Uhr
Mi		  17:00 - 19:00 Uhr
Do		  geschlossen
Fr		  08:00 - 11:30 Uhr

SPD-Stadtratsfraktion Erlangen
Vorsitzender:
Dr. Philipp Dees

Geschäftsführerin:
Katja Rabold-Knitter
Rathausplatz 1
91052 Erlangen

Telefon: 09131 86-2225

Mail:
spd.fraktion@stadt.erlangen.de

Bürozeiten:
Mo		  09:00 - 13:00 Uhr
Di		  09:00 - 13:00 Uhr
Mi		  geschlossen
Do		  09:00 - 13:00 Uhr
Fr		  geschlossen

kontakt
SPD-Kreisverband Erlangen-Stadt
Vorsitzende:
Munib Agha & Sandra Radue

Geschäftsführer:
Dr. Clemens Heydenreich
Friedrich-List-Str. 5
91054 Erlangen

Telefon: 09131 812 65-22
Telefax: 09131 812 65-13
Mail: buero@spd-erlangen.de
Internet: spd-erlangen.de

Bankverbindung:
Sparkasse Erlangen
IBAN DE82 7635 0000 0000 0120 05

Bürozeiten: 
Mo	 13:00 - 15:30 Uhr
Di	 9:00 - 12:00 Uhr
Mi	 geschlossen
Do	 10:00 - 13:00 Uhr
Fr	 geschlossen

SPD-Stadtratsfraktion Erlangen
Vorsitzender:
Dr. Philipp Dees

Geschäftsführerin:
Katja Rabold-Knitter
Rathausplatz 1
91052 Erlangen

Telefon: 09131 86-2225

Mail:
spd.fraktion@stadt.erlangen.de

Telefonische Erreichbarkeit:
Mo 	 11:00 - 13:00 Uhr
Di 	 11:00 - 13:00 Uhr
Do 	 11:00 - 13:00 Uhr

Sprechzeiten nach Vereinbarung

Bitte beachten: Das Büro ist inner-
halb des Rathauses umgezogen. Es 
befindet sich weiterhin im 1. OG, nun 
aber im Zimmer 133.
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Redebeitrag im Stadtrat im Juli 2026
von Munib Agha

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeis-
ter, liebe Kolleginnen und Kollegen,

bevor ich auf die inhaltlichen Punkte 
eingehe, möchte ich zunächst etwas 
zur Kommunikation und zum Um-
gang mit dem Stadtrat anmerken.
In Ihrer Rede zur Konstituierung des 
Stadtrats, Herr Oberbürgermeister, 
stand unter der Überschrift „Mut 
zur Zusammenarbeit“, dass Koope-
ration sich nicht als Abgrenzung, 
sondern als Einladung versteht. Sie 
betonten zudem: „Wir haben keine 
Zeit, uns zurückzulehnen.“ – Und 
da haben Sie recht: Wir haben keine 
Zeit zu verlieren.
Doch im Mai-Stadtrat habe ich Sie 
gefragt, wie der Prozess der Haus-
haltskonsolidierung aussehen soll. 
Ihre Antwort war: „Es gibt noch kei-
nen Prozess“ – obwohl Sie gleich-
zeitig betonten, dass keine Zeit für 
Zögerlichkeit sei. Im letzten HFPA ha-
ben wir dann nachgefragt, ob unse-
re Anträge behandelt werden. Auch 
darauf gab es zunächst keine klare 
Antwort. Immerhin: Heute werden 
alle drei Anträge besprochen. Den-
noch frage ich mich: Hätten wir 
überhaupt über die Schreiben der 
Regierung gesprochen, wenn wir 
keinen Antrag gestellt hätten? Und 
vor allem: Warum sind Sie nicht von 
selbst auf die Idee gekommen, uns 
diese Schreiben zur Verfügung zu 
stellen?

Hier, Herr Oberbürgermeister, müs-
sen Sie Ihrem eigenen Anspruch ge-
recht werden. Bitte binden Sie uns 
im kommenden Haushaltsprozess 
besser ein – zumindest, was die In-
formationen angeht. Sonst wird es 
für uns deutlich schwieriger, uns 
konstruktiv zu beteiligen und fun-
dierte Einschätzungen abzugeben.
Zum Inhaltlichen: Die historische 
Betrachtung wird ignoriert.

Sie behaupten nun, wir würden nicht 
darüber diskutieren, was vor dem 
1. Mai passiert ist. Das verwundert 
mich. Wir haben gemeinsam mit der 
Erlanger Linken eine Resolution ein-
gebracht, in der es ausdrücklich um 

die Vorjahre geht. Dies wurde auch 
in der Öffentlichkeit diskutiert und 
in der Presse aufgegriffen.
Wir weisen darauf hin, dass wir in 
guten Zeiten:
•	 hohe Rücklagen gebildet,
•	 Schulden getilgt,
•	 Umschuldungen zu Niedrigzin-

sen vorgenommen und
•	 dadurch erhebliche Zinskosten 

gespart haben.

Doch die Regierung von Mittelfran-
ken erkennt das nicht an. Dabei ha-
ben wir trotz dieser Maßnahmen 
viel getan, um uns zu entschul-
den – bis uns die außergewöhnlich 
hohe Rückzahlung in die aktuelle 
Situation gebracht hat. 2026 haben 
wir einen Haushalt aufgestellt, der 
immerhin einen positiven Saldo in 
der Verwaltungstätigkeit aufweist 
– etwas, das andere Großstädte wie 
Nürnberg oder München nicht vor-
weisen können. Doch auch das wird 
nicht gewürdigt. In unserem Papier 
gehen wir ausführlich auf das Haus-
haltskonsolidierungspapier ein. 
Umso mehr verwundert mich Ihre 
Aussage, wir würden die Vergangen-
heit ignorieren.

Die aktuelle Haushalts-
lage: Ein Paradox

In der nichtöffentlichen Sitzung ha-
ben wir gehört, dass man sich sehr 
wohl über Schreiben austauschen 
kann. Gestern erhielten wir ein neu-
es Schreiben, in dem steht, dass die 
Stadtspitze Protest gegen eine fal-
sche Darstellung einlegen will: die 
Behauptung, Erlangen wolle 5 Milli-
onen Euro mehr sparen. Sie fordern, 
dass diese Aussage gestrichen wird  
und legen dagegen Protest ein.
Für uns ist das der Beweis, dass die 
Summe von 30 Millionen Euro bis 
2029 (bzw. kumuliert 64 Millionen) 
nicht realistisch ist – nicht ohne 
massive Strukturzerstörung.

Die Regierung muss die Fakten an-
erkennen:
•	 2024 haben wir den Haushalt 

mit großer Mehrheit (CSU, SPD, 
Grüne, FDP) beschlossen – einen 

ausgeglichenen Haushalt mit 
hohem Investitionsvolumen.

•	 Auf Wunsch von Grünen und 
FDP wurden die Investitionen 
noch einmal erhöht.

•	 Nach der Beschlussfassung stell-
te sich heraus: Wir müssen 123 
Millionen Euro aus liquiden Mit-
teln zurückzahlen – und haben 
plötzlich keine Liquidität mehr, 
um unsere Investitionen zu fi-
nanzieren.

Die Regierung schlägt nun vor, In-
vestitionen mit Kassenkrediten zu 
finanzieren, obwohl das Ziel der Ver-
waltung war, einen Nachtragshaus-
halt für Investitionskredite zu bean-
tragen. Hier werden Kassenkredite 
missbraucht!

Die Regierung weiß, dass diese Mit-
tel für Investitionen und nicht für 
den Saldo der Verwaltungstätigkeit 
bestimmt sind. Deswegen fordern 
wir: Erkennen Sie an, dass diese Si-
tuation außergewöhnlich ist!

Fragen zu den Schreiben 
der Regierung

Mit den Haushaltsberatungen be-
ginnt jetzt die heiße Phase. Für 
mich ist die Basis die Doppik, die 
klar regelt, was Einnahme und was 
Ausgabe ist. Doch im Schreiben der 
Regierung heißt es, bestimmte Ein-
nahmen oder Ausgabenkürzungen, 
die wir beschlossen haben, würden 
nicht anerkannt, weil sie nicht „aktiv 
gesteuert und gewollt“ seien.

Beispiel 1: Erlanger Jobcenter
Als Vorsitzender des Sozial- und Ge-
sundheitsausschusses erinnere ich 
mich, dass wir bewusst beschlossen 
haben, eine oder zwei Stellen nicht 
mehr zu bewirtschaften. Das war 
eine aktive Entscheidung – warum 
wird das im Schreiben der Regierung 
nicht als Einsparung anerkannt?

Beispiel 2: Bundeshaushalt & Job-
center
Wenn der Bundestag im Rahmen der 
Haushaltsbereinigung beschließt, 
dass die Jobcenter mehr Geld erhal-
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ten, weil Kürzungen zurückgenom-
men werden – dürfen wir das dann 
nicht berücksichtigen? Das würde 
bedeuten, dass wir mehr Liquidität 
hätten und Kassenkredite zurück-
zahlen könnten, aber laut Regierung 
zählt das nicht.

Beispiel 3: Reform des BayKiBiG 
(Bayerisches Kinderbildungs- und 
Betreuungsgesetz)
Durch die Reform erhalten wir zwar 
mehr Mittel – zu Lasten der Eltern, 
aber aus reiner Haushaltssicht be-
deutet das: Die Kommune wird 
entlastet. Doch die Regierung sagt: 
„Diese Millionen dürft ihr nicht be-
rücksichtigen.“ Selbst wenn es eine 
einmalige Einnahme ist. Warum 
können wir sie nicht nutzen, um 
Kassenkredite zu tilgen?

Externe Unternehmens-
beratung: Ein falscher 
Weg

Ich muss es offen sagen: Ich bin ent-
setzt, dass wir eine externe Unter-
nehmensberatung mit der Haus-
haltssanierung beauftragen sollen.
•	 Was haben Sie am Montag und 

Dienstag besprochen, das Sie zu 
dieser Überzeugung gebracht 
hat?

•	 Zuerst hieß es, es sei nur eine 
Empfehlung der Regierung – 
doch in der E-Mail steht eine 
Drohung: „Ihr müsst das ma-
chen.“ 

Warum das keine gute Idee ist:
1.	 Fehlende Expertise: Unterneh-

mensberatungen haben keine 
spezifische Kenntnis über kom-
munale Haushalte. Der BKPV 
(Bayerischer Kommunaler Prüf-
dienst) mag noch Expertise 
haben – aber selbst die prüfen 
nur, sie leben nicht das Tages-
geschäft. Schon unter OB Bal-
leis gab es eine solche Beratung 
– ohne Erfolg. Warum sollte es 
diesmal klappen?

2.	 Kein Mehrwert durch Externe: 
Wo soll eine zusätzliche Spar-
maßnahme herkommen, wenn 
jemand von außen, der nicht Teil 
dieser Organisation ist, Maß-
nahmen vorschlägt, die die ei-
genen Mitarbeiter nicht sehen? 
Das ist unrealistisch.

3.	 Verantwortungsdiffusion: In 
vielen Unternehmen werden 
Beratungen nur eingesetzt, um 
sich aus der Verantwortung zu 
stehlen, um später sagen zu 
können: „Die Beratung hat es so 
vorgeschlagen, wir hatten keine 
Alternative.“

4.	 Gefahr eines Hebels für die Re-
gierung: Wenn im Bericht der 
Beratung Maßnahmen stehen, 
die wir alle für falsch und katas-
trophal halten, aber dort mit 10 
Millionen Euro Sparpotenzial 
bewertet werden – was dann? 
Die Regierung könnte sagen: „Ihr 
könnt die Maßnahme streichen, 
aber dann müsst ihr woanders 
10 Millionen sparen.“ Das wäre 
ein Hebel, den die Regierung per 
Gesetz nicht hat. Sie darf uns 
nicht vorschreiben, welche Maß-
nahmen wir streichen, sondern 
nur, wie viel wir sparen müssen. 
Mit der Beratung würde sie sich 
diese Macht anmaßen.

Wir werden zwar heute noch nichts 
beschließen, aber ich appelliere 
dringend: Verzichten Sie auf eine ex-
terne Unternehmensberatung!

Die Expertise liegt in der Stadtver-
waltung. Die Verantwortung liegt 
bei Ihnen, Herr Oberbürgermeister, 
und Ihren Referent:innen. Ich sehe 
keinen Weg, wie eine externe Bera-
tung uns zum Erfolg führen soll.
Meine Erwartung ist:

Die Vorschläge müssen von Ihnen 
erarbeitet werden. Ich glaube nicht, 
dass Externe bessere Lösungen lie-
fern können als die, die täglich mit 
den Strukturen arbeiten.

Schon gehört?
Deine Zufriedenheit 
zahlt sich aus!
Unsere Dankeschön-Prämie
Emp ehl uns weiter und freu Dich über 
einen Erlanger City-Gutschein im Wert von 

50 Euro¹ je geworbenen Girokonto-
Neukunden.
¹  Teilnahmebedingungen und rechtliche Hinweise: 

Angebot freibleibend. Die Teilnahme ist nur möglich, wenn sowohl der werbende 
Bestandskunde als auch der Neukunde volljährig sind und den Teilnahmebedingungen 
durch Unterschrift auf der Teilnahmekarte zustimmen. Der Prämienanspruch entsteht, 
wenn der geworbene Neukunde innerhalb von drei Monaten nach Eingang der Teilnahme-
karte einen rechtswirksamen Vertrag über ein classic GIRO oder direkt GIRO bei der Stadt- 
und Kreissparkasse Erlangen Höchstadt Herzogenaurach abschließt und zwei Monate in 
Folge ein monatlicher Geldeingang von mind. 500 Euro zu verzeichnen ist. 

QR-Code scannen und 
Teilnahmekarte ausfüllen!

sparkasse-erlangen.de/kwk



Seite 14

Abschied von Gerd Peters
von Heide Mattischeck

Gerd Peters wurde im April 1943 in 
Joostergroden im Landkreis Fries-
land geboren. Dort verbrachte er 
seine Kindheit auf dem elterlichen 
Bauernhof, besuchte eine jahr-
gangsübergreifende Grundschule, 
später ein „Dorfgymnasium“ (wie 
er es nannte) bis zur 10. Klasse und 
machte in Jever sein Abitur. Schon 
in jungen Jahren war Gerd politisch 
interessiert. Die Auseinanderset-
zungen mit seinem Vater, der als 
ehemaliges Mitglied der NSDAP kei-
nerlei Einsicht zeigte, waren in der 
Regel kontrovers und haben ihn für 
künftige politische Auseinanderset-
zungen geprägt.

Zum Studium der Politologie ging 
Gerd nach Berlin – ans Otto-Suhr-
Institut der Freien Universität (FU). 
Bereits in dieser Zeit hat er sich 
politisch engagiert. Er trat 1963 in 
die SPD ein, wurde wenige Mona-
te nach Studienbeginn Geschäfts-
führer des Sozialdemokratischen 
Hochschulbundes (SHB) im Lan-
desverband Berlin. Während seiner 
gesamten Studienzeit war Gerd im 
SHB aktiv. So war er intensiv an den 
Vorbereitungen für die Organisation 
des ersten Vorlesungsstreiks am Ot-
to-Suhr-Institut beteiligt und nahm 
gemeinsam mit seiner Frau Anke 
an einer zunächst noch verbotenen 
Anti-Vietnam-Demonstration teil – 
in vorderster Reihe, wie ein Presse-
Foto zeigte.

Im August 1968 begann Gerd seine 
berufliche Tätigkeit am Institut für 
Arbeitsmarkt und Berufsforschung 
(IAB), der heutigen Bundesagentur 
für Arbeit, da¬mals noch mit Sitz 
in Erlangen. Zu seinen Aufgaben 
zählten u.a. der Aufbau von Daten-
banken und die Betreuung wissen-
schaftlicher Buchreihen.

In Erlangen setzte Gerd Peters naht-
los seine politischen Aktivitäten 
fort. Schon 1969 wurde er Juso-Vor-
sitzender und in dieser Eigenschaft 
Mitglied des geschäftsführenden 

Kreisvorstands. Ein besonderer 
Schwerpunkt war jedoch der Dis-
trikt Bruck, ein damals besonders 
mitgliederstarker und innovativer 
Distrikt. Er war als Nachfolger von 
Rudolf Riefers zeitweilig dessen Vor-
sitzender. 1972 wurde Gerd Peters 
als Referent für Werbung in den Vor-
stand gewählt.

Es waren Jahre des Aufbruchs, star-
ker Veränderungen, auch intensiver 
Diskussionen. Es waren die „Wil-
ly-Jahre“. In Erlangen gab es einen 
starken Mitgliederzuwachs, Neuzu-
gänge aus allen Teilen der Bundes-
republik (Siemens, Universität) und 
aus dem studentischen Bereich. 
Dazu passten die herkömmlichen 
und in die Jahre gekommenen Par-
teistrukturen nicht mehr so recht. 
Der Kreisverband Erlangen hatte 
damals mehr als 1000 Mitglieder. 
Die Aktivitäten waren vielfältig und 
umfänglich. Distrikte, Arbeitsge-
meinschaften und Arbeitsgruppen 
verursachten hohe Portokosten und 
Arbeitsaufwand.

Das war die Stunde von Gerd Peters. 
Im Vorstandsprotokoll vom 20.3.72 
ist zu lesen, dass er die Schaffung 
einer Mitgliederzeitung vorschlägt, 
in der alle Einladungen und andere 
Infos gebündelt werden könnten, 
verbunden mit der Bitte um den 
Auftrag an sich selbst, einen Vor-

schlag für die Realisierung auszuar-
beiten. Schon im Juni des Jahres leg-
te Gerd ein konkretes Konzept vor, 
das die Zustimmung des Vorstands 
bekommt. Bereits Anfang Septem-
ber erscheint der erste Monatsspie-
gel. Dieses Vorgehen war typisch für 
Gerd. Nicht nur eine Idee zu haben, 
sondern diese auch zügig umzuset-
zen. Dass der Kreisverband Erlangen 
nun seit mehr als fünf Jahrzehnten 
regelmäßig den Monatsspiegel her-
ausgibt, ist nicht zuletzt Gerd Peters 
zu verdanken. Viele Jahre war er als 
Referent für unsere Mitgliederzei-
tung verantwortlich für das pünkt-
liche Erscheinen von jährlich zehn 
Ausgaben und die notwendigen or-
ganisatorischen Vorbereitungen.

Später hat sich Gerd als Distriktsre-
ferent im Vorstand für die Belange 
dieser Untergliederungen stark ge-
macht. Er hat lange vergeblich dafür 
gekämpft, diese zu „richtigen“ Orts-
vereinen zu machen. Er sah die Dis-
trikte als den Ort, an dem sich auch 
die Mitglieder, die sich in der Kreis-
mitgliederversammlung nicht ans 
Rednerpult trauten, an der politi-
schen Diskussion beteiligen können. 
Basisnähe war ihm eine unverzicht-
bare Voraussetzung für ein aktives 
Parteileben.

In den 80er Jahren hat sich Gerd 
Peters aus der Vorstandsarbeit auf 
Kreisver-bandsebene zurückgezo-
gen. Er war der Auffassung, dass der 
Schwerpunkt der politischen Positi-
onierung der Erlanger SPD zu sehr in 
der Theorie verhaftet sei und das Po-
litikbewusstsein vieler GenossInnen 
überschätzt würde. Das hat Gerd 
jedoch nicht davon abgehalten, sich 
in Wort und Schrift in die Diskussion 
einzumischen. Dieter Rosner hat in 
seiner Laudatio anlässlich der Ver-
leihung der August-Bebel-Uhr 2018 
diese Rolle von Gerd ausführlich be-
schrieben.

Den Schwerpunkt seiner politischen 
Arbeit legte Gerd nun auf den Dis-
trikt West, dessen Vorsitzender er 
von 2004 bis 2018 war. Konkrete 
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Basisarbeit in der Partei, aber vor al-
lem auch im kommunalen Umfeld. 
So kämpfte er in der Bürgerinitiative 
Würzburger Ring für bessere Busan-
bindung und erfolgreich gegen die 
Abholzung des Wäldchens, war Mit-
initiator des Würzburger-Ring-Fe-
stes, das es bis heute gibt. Hauptver-
antwortlich war Gerd auch für den 
Westboten, der an 35.000 Haushalte 
verteilt wurde. In ihrer Gratulation 
zu seinem 80. Geburtstag dankt ihm 
Felicitas Traub-Eichhorn dafür, dass 
er stets mit gutem Beispiel voran 
ging, bei allen anfallenden Arbeiten 
im Distrikt, bei Wahlkämpfen, bei 
Verteilung des Westboten – immer 
zuverlässig, motiviert, solidarisch.

Wohl basierend auf seiner beruf-
lichen Tätigkeit, in der er mit der 
Dokumentation sozialer, politischer 
und gesellschaftlicher Entwicklun-
gen befasst war, machte Gerd den 

Vorschlag, sich mit der Dokumenta-
tion der Erlanger Sozialdemokratie 
in den Jahren 1972 bis 1996 zu be-
fassen. Er sprach Dietmar Hahlweg, 
Dietmar Habermeier, Bernd Döbbe-
lin und Heide Mattischeck als Zeit-
zeugen an, um dieses Projekt an-
zugehen. Es folgten arbeitsreiche, 
intensive, diskussionsfreudige Jah-
re. Es gab zunächst kein konkretes 
Gesamtkonzept. Umfang und Inhalt 
wuchsen und veränderten sich im 
Laufe der Arbeit. Das gewichtige Pro-
dukt dieser Arbeit „Sozialdemokra-
tie in Erlangen 1972 bis 1996“ kann 
sich sehen lassen und ist bis heute 
eine Dokumentation erfolgreicher 
SPD-Arbeit in und für Erlangen. Wir 
sind Gerd Peters für den Anstoß zu 
dieser Initiative und seine wichtigen 
Beiträge zu Dank verpflichtet.

Die Erlanger SPD hat Gerd Peters 
2018 die August-Bebel-Uhr verlie-

hen. In seiner Laudatio würdigte der 
damalige Vorsitzende Dieter Rosner 
die Jahrzehnte lange aktive Arbeit in 
und für die SPD, sein praktisches Zu-
packen, seine inhaltlichen Beiträge, 
seinen kritischen Geist, seine im-
merwährende Solidarität.

Dietmar Hahlweg hat sein Portrait 
in unserem Geschichtswerk mit den 
treffenden Worten „Der solidarische 
Rebell“ überschrieben. 

In den letzten Jahren verließen ihn 
seine körperlichen und geistigen 
Kräfte. Er wurde liebevoll umsorgt 
von seiner Frau Anke und der Toch-
ter Meike mit ihrer Familie. Am 27. 
Juli ist Gerd Peters gestorben. Am 5. 
August haben viele von uns in Steu-
dach Abschied von ihm genommen.

Die Erlanger SPD hat Gerd Peters 
viel zu verdanken. Unser Mitgefühl 
gilt Anke und ihrer Familie.

Anzeige gesponsert von Andrea Kräh und Jörg Hahn

Chin Meyer 
Die Erotik des Geldes 
Politisches Finanzkabarett
Freitag, 09.10.2026, 20:00 Uhr 

Theaterbühne Fifty Fifty e.V.
Südliche Stadtmauerstraße 1, 91054 Erlangen

Tickets ab 24,20 €  https://theaterfiftyfifty.de/

Informationen & Videos unter: http://chin-meyer.de/

Chin Meyer zieht dem Geld die Hosen aus und zeigt, was übrig-
bleibt, wenn Geld sich nackig macht oder in Flagranti erwischt 
wird. Stilvoll, immer am Puls der Zeit und musikalisch wertvoll 
surft der Großmeister des Humor-Investments durch die Welt 
des großen und des kleinen Geldes – und durch unser Traum-
land der Liebe und Erotik.

Darf es etwas Steuervermeidung an karibischen Stränden sein? 
Oder Steuer-Sparmodelle zum Selberbasteln? Als Finanz-Coach 
der etwas anderen Art findet Chin Meyer Geld-Tipps, die sich 
gewaschen haben.
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Kein Kahlschlag bei der Haushaltskonsolidierung!
Von Gerhard Carl

Die Stadt muss sich gegen die 
überzogenen und unbegründeten 
Auflagen der Regierung von Mittel-
franken wehren. Denn diese würden 
einen drastischen Kahlschlag in der 
Stadt bedeuten.

Die Regierung von Mittelfranken 
fordert von der Stadt Erlangen Ein-
sparungen in Höhe von 29 Millionen 
Euro im Verwaltungshaushalt. Der 
DGB Kreisverband Erlangen warnt 
vor den Folgen. Dies bedeutet Kahl-
schlag und gefährdet den sozialen 
Zusammenhalt in Erlangen. Der 
Stadtrat wird verhindern müssen, 
dass die Regierung von Mittelfran-
ken vielleicht irgendwann den Ver-
kauf von GeWoBau und Stadtwer-
ken verlangen. Nicht hinnehmbar 
ist, dass ein großes Medizintechnik-
unternehmen mithilfe umstrittener 
steuerlicher Konstruktionen Gewin-
ne in eine benachbarte Gewerbe-
steueroase verlagere. Dadurch ent-
gingen der Stadt Erlangen jedes Jahr 
erhebliche Gewerbesteuereinnah-
men. Hier sind das Land Bayern als 
auch der Bund gefordert, bestehen-
de Steuerschlupflöcher auf Dauer zu 
schließen und die Finanzierung der 
Kommunen substanziell zu verbes-
sern. 

Die Sparvorgaben der Regierung von 
Mittelfranken sind nicht trag- und 
machbar – zumindest, wenn städ-

tische Einrichtungen und die Infra-
struktur der Stadt keinen massiven 
Schaden nehmen sollen. Die Regie-
rung ignoriert bei ihren Auflagen 
den bisherigen Konsolidierungsweg 
der Stadt ebenso wie die kommu-
nale Selbstverwaltung. Es braucht 
von der Stadtspitze einen deutlich 
härteren Kurs gegenüber der Regie-
rung. Erlangen ist doch auf gutem 
Weg bei der Haushaltskonsolidie-
rung. Die Stadt hat in den letzten 
Jahren gezeigt, dass sie die Konso-
lidierung ernst nimmt, städtische 
Ausgaben deutlich gesenkt und die 
Auflagen der Regierung regelmäßig 
erfüllt. So ist es gelungen, für 2026 
einen Haushalt zu beschließen, der 
einen Überschuss im Verwaltungs-
haushalt aufweist – eine der Haupt-
anforderungen an kommunale 
Haushalte, die damit erfüllt wurde. 
Die Auflagen der Regierung haben 
weder eine inhaltliche noch eine 
rechtlich tragfähige Begründung.

Berücksichtigt man, dass ein gro-
ßer Teil der städtischen Aufgaben 
Pflichtleistungen sind, die die Stadt 
bereitstellen muss, wird das Aus-
maß des verlangten Kahlschlags 
deutlich: Städtische Einrichtungen 
wie Theater, Stadtbibliothek, Stadt-
museum, Kunstmuseum etc. stehen 
zur Disposition; auch Stadtteilhäu-
ser, Schwimmbäder und der öffent-
liche Nahverkehr sind gefährdet. 
E-Werk, gVe, ZAM, Musikinstitut, 
Tafel, Obdachlosenhilfe, Frauenzen-

trum, Queeres Zentrum, Sportverei-
ne, eigentlich alle Vereine und Initia-
tiven in unserer Stadt müssten ohne 
oder zumindest mit drastisch redu-
zierten Zuschüssen auskommen – 
und ein größerer Teil wahrscheinlich 
seine Arbeit einstellen. Für das Zu-
sammenleben, den Zusammenhalt 
in unserer Stadt hätte das drastische 
Folgen, denn es würden fast alle An-
gebote entfallen, bei denen sich 
Menschen begegnen und dadurch 
Austausch entsteht.

Dass weiter konsolidiert werden 
muss, steht außer Frage. Doch dies 
müsse durch intelligente Lösungen 
mit Weitblick, Sachverstand und Au-
genmaß ohne sozialen und kulturel-
len Kahlschlag erreicht werden. Der 
Zusammenhalt in unserer Stadt und 
auch die Zukunft unserer Stadt darf 
nicht gefährdet werden, weil auch 
wichtige Investitionen und Prozes-
se wie das z.B. das Stadtentwick-
lungskonzept ausgebremst werden 
und zusätzlich auch, weil all die 
Angebote, bei denen die Regierung 
Kahlschlag verlangt, auch wichtige 
Standortfaktoren für den Wissen-
schafts- und Wirtschaftsstandort 
Erlangen sind und der Kahlschlag 
damit auch den weiteren wirt-
schaftlichen Erfolg unserer Stadt ge-
fährdet.

(vgl. Informationsdienst der SPD-
Stadtratsfraktion Erlangen, Ausgabe 
08/Juli 2026).
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SPD-Ortsvereintreffen 2026 in Friedrichroda
von Dieter Kielhorn

Speeddating zum Kennenlernen, 
Vorträge, Workshops und hochkarä-
tige Gäste wie Norbert Walter-Bor-
jahns, Lothar Binding und Tim Klüs-
sendorf und ausführliche Gespräche 
mit den Gästen sowie den ca. 80-90 
Teilnehmern aus ganz Deutschland 
sorgten für Erkenntnisgewinn und 
„food for thoughts“ sowie reichlich 
Vernetzungsmöglichkeiten im Rah-
men des 4-tätigen Treffens (02.07. 
bis 05.07.2026).
 
Ein nächstes SPD-Ortsvereintreffen 
ist für 2027 geplant und bietet er-
neut Möglichkeiten klüger zu wer-
den - auch in Bezug auf Optimierung 
der kommunalpolitischen Ansätze 
und bundespolitischen Themen, die 
ja erfahrungsgemäß auch Einfluss 
auf die Wähler bei Kommunalwah-
len haben.
 
Zusammenfassung und Meinungs-
bild zu 3 ausgewählten Themen-
feldern aus den vielen geführten 
Gesprächen mit den Gästen und 
Teilnehmern:
 
•	 Hohe Unzufriedenheit mit den 

bisherigen Ergebnissen der Ge-
sundheitsreform, der Alters-
sicherungskommission (Ren-
tenkommission) sowie der 
Steuerreform. Bei diesen The-
men wird der Ansatz gewünscht 
„Nach den Reformen ist vor den 
Reformen“. Mit Schwerpunkt 
auf Durchsetzung der Bürger-
versicherung, Erbschaftssteuer 
und Vermögenssteuer. Diese 
Schwerpunkte können die Idee 
der Sozialdemokratie – Herkunft 
von Zukunft zu trennen – durch 
mehr Gerechtigkeit beflügeln.    

•	 Kritik an den nur bedingt nach-
vollziehbaren Entscheidungen 
der Bundesregierung wie die 
zeitlich begrenzte Benzinpreis-
entlastung durch Steuersen-
kung um 17 Cent je Liter und 
die Möglichkeit für Arbeitgeber, 
ihren Arbeitnehmern 1000 Euro 
steuerfrei und sozialabgaben-

frei auszuzahlen. Kritikpunkte 
waren hier die steuerfinanzier-
ten Entlastungen in finanziell 
erheblichem Umfang, die ver-
mutlich nicht die gewünschte 
Wirkung hatten für die Bevöl-
kerungsgruppen, die sie benö-
tigen, sondern eher Mitnahme-
effekte bewirkten für Firmen 
der Öl-und Benzinbranche und 
Menschen, die sie nicht wirklich 
brauchen.

•	 Fehlende organisierte Vernet-
zungsstruktur der Ortsvereine 
und Kreise untereinander. Struk-
turelle Vernetzung wäre hilf-
reich, um Wissenstransfer und 
Informationsaustausch aller 
Mitglieder untereinander zu er-
leichtern. Dieser Punkt wurde an 
Tim Klüssendorf adressiert.  

 
Weitgehende Einigkeit war zu spü-
ren über die Notwendigkeit bei den 
anstehenden Wahlen den Fokus 
noch mehr auf Wählerüberzeugung 
zu richten und so Schwungmasse zu 
erzeugen, die Gewicht in die Waag-
schale des politischen Einflusses 
bringt. Einfach ausgedrückt, wir 

müssen neue Mitglieder gewinnen 
und Wähler überzeugen, die rich-
tigen Themen glaubhaft und rea-
listisch in Bezug auf ihre Realisie-
rung setzen und diese konsequent 
verfolgen, wieder eine Bewegung 
werden und auch dadurch die ak-
tuellen Umfrageergebnisse bei 
Weitem übertreffen. Dafür ist nach 
Einschätzung der Teilnehmer reich-
lich Potential vorhanden - verlangt 
aber auch von allen Ebenen der SPD 
viel Einsatz und Führung vom Willy-
Brandt-Haus. 
 
Noch eine Anmerkung zu den durch-
gängig interessanten Workshops 
des Seminars:

„Schlagfertigkeit mit System“, 
durchgeführt von einer Psychologin, 
bot die Gelegenheit verbal hart an-
zugreifen und zu trainieren sich ge-
gen solche Angriffe zu verteidigen 
- ein Fest für die Sinne, ein großes 
Vergnügen bei der Durchführung 
und eine gute Vorbereitung für ex-
treme Situationen am Infostand in 
der Stadt, bei Tür-zu-Tür oder beim 
Verteilen von Eis vor dem Freibad.

SPD-Generalsekretär Tim Klüssendorf auf dem Ortsvereintreffen in Friedrichroda. 
Foto: Dieter Kielhorn
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Bericht aus Berlin
von Gabriela Heinrich

Liebe Genossinnen und Genossen,
seit 2013 bin ich Abgeordnete des 
Deutschen Bundestages. Seit 2017 
wurde die AfD-Fraktion mit jeder 
neuen Legislatur größer. Und sie 
wurde lauter. Sie prägt die Debat-
tenkultur – mit Worten und The-
men, die menschenverachtend sind 
und mit Haltungen, die eigentlich 
keine Haltung sind. Und mit jedem 
weiteren Erstarken der AfD wird die 
Frage lauter, was man gegen sie tun 
kann. Mit Argumenten bekämpfen? 
In der politischen Auseinanderset-
zung stellen? Entlarven, dass sie ge-
fährlich ist? Nichts davon hat gehol-
fen. Die Zustimmungswerte der AfD 
steigen immer weiter. Ich finde, es 
ist an der Zeit zu handeln.
Die Gesellschaft für Freiheitsrechte 
(GFF) kommt zu einem ähnlichen 
Ergebnis. Sie hat im Juli ein Gutach-
ten vorgelegt, das sich mit der Frage 
befasst, ob ein AfD-Verbotsantrag 
beim Bundesverfassungsgericht Er-
folg haben kann. Das Ergebnis lau-
tet: Ja, es ist sogar wahrscheinlich, 
dass er Erfolg haben würde.
Die GFF ist ein achtköpfiges in-
terdisziplinäres Team aus Verfas-
sungsrecht, Rechtsextremismus-
forschung, Sozialwissenschaft und 
Datenanalyse. Diese acht Personen 
haben 13 Monate lang drei Millio-
nen Datensätze ausgewertet: Par-
teiprogramme, parlamentarische 
Dokumente, Pressemitteilungen, 
Beiträge in sozialen Medien und öf-
fentliche Äußerungen von Funktio-
närinnen und Funktionären.
Seit Jahren wissen wir, dass einzelne 
AfD-Politiker radikale, rassistische 
und menschenverachtende Dinge 
sagen. Doch das Ziel der Expertin-
nen und Experten der GFF war es, 
herauszufinden welches politische 
Konzept sichtbar wird, wenn man all 
diese Aussagen, Programme und po-
litischen Forderungen zusammen-
nimmt. Und vor allem: Was bedeu-
tet es für unsere Demokratie, wenn 
das Konzept tatsächlich umgesetzt 
werden würde?
Nichts Gutes, so kann man das Er-
gebnis der Expertinnen und Ex-
perten wohl deuten. Denn die AfD 

Gabriela Heinrich (MdB), unsere Betreuungsabgeortnete in Berlin. 
Foto: Photothek Media Lab

möchte einzelne Bevölkerungsgrup-
pen – namentlich muslimischen 
Migrantinnen und Migranten – ihre 
Zugehörigkeit zur deutschen Ge-
sellschaft absprechen. Die AfD hat 
ein ethnisches Volksverständnis: Zu 
Deutschland gehört laut AfD, wer 
deutsch ist, nicht wer die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt. Das ist 
eine hochproblematische Ideologie. 
Denn sie ermöglicht es, Menschen 
die deutsche Staatsangehörigkeit zu 
entziehen. Und sie teilt ein in „ech-
te Deutsche“ und in „Passdeutsche“. 
Muslimische Migrantinnen und Mi-
granten sind in der Ideologie der 
AfD die Sündenböcke für real exis-
tierende Probleme: Wohnungsman-
gel, Arbeitsplatzverlust, schlechte 
Bildungschancen. Damit grenzt die 
AfD muslimische Migrantinnen und 
Migranten aktiv und bewusst aus.
Das Gutachten der GFF kommt zu 
dem Schluss, dass die AfD stark ge-
nug ist, ihre verfassungsfeindliche, 
rassistische und demokratie-zerstö-
rende Ideologie umzusetzen. 
Wie es nun weitergehen kann, habe 
ich Mitte Juli in einer parteiinternen 
Veranstaltung mit Christoph Rin-
gelmann, Mitglied des Nürnberger 
SPD-Unterbezirksvorstands und Ju-
rist, und den Genossinnen und Ge-
nossen besprochen.

Das Fazit: Die Hürden für ein Par-
teiverbot sind hoch. Entscheidend 
ist das Gesamtbild der Partei: Rich-
ten sich ihre Ziele und ihr Handeln 
gegen die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung? Arbeitet sie 

planvoll darauf hin, diese zu beein-
trächtigen oder zu beseitigen? Und 
es müssen konkrete Anhaltspunkte 
bestehen, dass die Partei mit ihrem 
Vorgehen Erfolg haben könnte. Ge-
nau diese Frage der Potentialität 
dürfte bei der heute deutlich stärke-
ren AfD eine wichtige Rolle spielen. 
Nach der Analyse der GFF sprechen 
die zusammengetragenen Erkennt-
nisse dafür, dass diese hohen Hür-
den genommen werden können. Vor 
diesem Hintergrund ist ein Verbots-
verfahren eine Option, die ernsthaft 
auf dem Tisch liegt.
Ein Verbotsverfahren allein reicht 
aber nicht. Christoph warb deshalb 
auch für „Schlechtwetterregeln“: 
Demokratie und Institutionen müs-
sen so abgesichert sein, dass sie 
auch unter Druck funktionieren. Bei-
spiele sind die Reform des Bundes-
verfassungsgerichts oder entspre-
chende Vorhaben in den Ländern. 
Ein Verbotsverfahren könne dabei 
nur ein Teil der Antwort sein. Ebenso 
wichtig seien starke demokratische 
Institutionen, überzeugende Politik 
und die Bereitschaft, der AfD inhalt-
lich entgegenzutreten, statt ihre 
Positionen schrittweise zu überneh-
men. 

Ein Verbotsverfahren wäre also kein 
Schlussstrich, sondern ein Baustein 
im Umgang mit einer Partei, die die 
Demokratie zunehmend herausfor-
dert.

Mit solidarischen Grüßen
Gabriela Heinrich
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Ein Ende des Ukrainekriegs?
Von Winfried Stein

Es gibt einen weiteren Vorschlag, 
wie der Ukrainekrieg beendet wer-
den könnte: Bisher gehen Analysten 
davon aus, dass Putin nicht verlieren 
könne. Deshalb gibt es auch kei-
ne Verhandlungen, nicht mal über 
einen Waffenstillstand, geschwie-
ge denn über eine Beendigung des 
Konflikts. Ein verlorener Krieg wäre 
für Putin vermutlich das Ende seiner 
Herrschaft oder sogar seines Lebens, 
das ihm dann vielleicht auch nicht 
mehr lebenswert erscheint. Das gro-
ße Problem ist, wie das „Gesicht“ ge-
wahrt werden kann.

Dazu könnte sich Putin am Trump 
ein Beispiel nehmen. Donald Trump 

hat nach allgemeiner Auffassung im 
Irankrieg keinen Sieg errungen, im 
Gegenteil. Das Mulla-Regime sitzt 
fester im Sattel als vor dem Krieg. 
Mit der Sperrung der Straße von 
Hormus hat der Iran ein Faustpfand 
als neues Bedrohungspotential in 
der Hand und die Atomanreiche-
rung wurde nicht unterbunden. Und 
es gibt immer noch massenweise 
einsatzbereite Drohnen und Rake-
ten, um nicht nur die Schifffahrt zu 
unterbinden, sondern auch Angriffe 
auf die Nachbarstaaten durchzufüh-
ren.

Trotzdem fühlt sich Trump als Sieger 
und präsentiert sich vollmundig in 
der Öffentlichkeit als solcher. Dies 
könnte nun das Vorbild sein für Pu-

tin, ihm in dieser Hinsicht nachzu-
eifern. Auch Putin könnte sich in den 
russischen Medien, die er vollstän-
dig beherrscht, als Sieger ausgeben 
da er z.B. mit seinen Terrorangriffen 
auf die Zivilbevölkerung erhebliche 
Schaden angerichtet hat. Das wür-
de ihm die Möglichkeit bieten, unter 
„Wahrung des Gesichts“ den Krieg, 
den er selber angefangen hat, auch 
selbst zu beenden. Vielleicht nimmt 
Trump sein nächstes Telefonat mit 
seinem Kollegen Putin zum Anlass, 
ihm diese Erkenntnis zu vermit-
teln. Dann könnte man sagen: „Von 
Trump lernen heißt siegen lernen.“ 
Einen Versuch wäre es wert!

Zusammenfassung der 4. Friedenskonferenz 
der Gewerkschaften
von Monika Fath-Kelling

Als Gast dieser Konferenz (24.07. 
bis 25.07.2026 in Würzburg) möch-
te ich den – vielleicht für klassische 
Zusammenfassungen unüblichen – 
Weg meiner persönlichen Aufarbei-
tung beisteuern.

Es gab in der Geschichte der Ge-
werkschaftsbewegung im Umgang 
mit der Friedensthematik immer 
eine Spannung zwischen zwei Ebe-
nen: zum einen den Kampf um die 
unmittelbaren Interessen der Be-
schäftigten um Arbeitsplätze und 
Entlohnung, zum anderen das inter-
nationalistische Selbstverständnis, 
dass Arbeitnehmer verschiedener 
Länder durch ein gemeinsames Inte-
resse an Frieden verbunden sind. 

Aber die Diskussionen der Konferenz 
öffneten noch mehrere weitere Ebe-
nen: 
Zum Beispiel eine Ebene der Zeit: 
Aufrüstung wird zwar häufig als Si-
cherheitsgarantie für das Jetzt ver-
standen, aber sie löst Sicherheits-
probleme nicht, sondern verschiebt 

sie oft nur und erzeugt dadurch 
neue Dynamiken. Sicherheit würde 
so gesehen langfristig weniger von 
Waffenbeständen als von stabilen 
sozialen, wirtschaftlichen und poli-
tischen Beziehungen abhängen.
Was wiederum eine weitere Ebe-
ne hinzufügt: Rüstungskonversion. 
Aufrüstung erzeugt Nachfrage und 
Produktion, schafft aber keine nach-
haltigen Gebrauchswerte für die 
zivile Gesellschaft. Ihr „Produkt“ 
besteht letztlich in der Fähigkeit zu 
zerstören. Rüstungskonversion be-
schränkt sich nicht auf ein „Nein“ 
zur Waffenproduktion, sondern 
fragt, wie dieselben technischen 
Fähigkeiten, dieselbe Arbeit und 
dieselben Investitionen in Bereiche 
gelenkt werden können, die dauer-
haft menschliche Bedürfnisse be-
friedigen. Das ist letztlich eine Frage 
nach dem Zweck von Produktion 
überhaupt. Produziert eine Gesell-
schaft Dinge, die Lebensmöglich-
keiten erweitern, oder Dinge, deren 
Zweck im Extremfall die Vernich-
tung von Lebensmöglichkeiten ist? 
Das ist eine sehr grundlegende Fra-
gestellung der generativen versus 

eine destruktive Ökonomie, die weit 
über die aktuelle Aufrüstungsdebat-
te hinausgeht. 
Interessant finde ich dabei, dass dies 
eine Brücke zwischen verschiedenen 
Friedensmotiven schlägt:
Der Humanismus fokussiert die Fol-
gen für Menschenleben und Men-
schenwürde. Es ist eine alte Debatte 
in der Friedensbewegung: Ist Frie-
den ein Mittel zur Sicherung des 
Wohlstands oder ist Wohlstand ein 
Mittel für ein friedliches und men-
schenwürdiges Zusammenleben? 
Die Antwort auf diese Frage verrät 
oft, ob jemand primär sozialökono-
misch oder humanistisch argumen-
tiert.
Die soziale Argumentation fokus-
siert die Verdrängung von Ausgaben 
für Bildung, Gesundheit oder soziale 
Sicherheit.
Die ökologisch-ökonomische Ar-
gumentation fokussiert den Res-
sourcenverbrauch und die fehlende 
Nachhaltigkeit. 
Eine fünfte Ebene folgt aus der 
Frage nach der Kontrollierbarkeit 
von Eskalation. Das ist weder hu-
manistisches noch ökonomisches 
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Argument, da geht es ins system-
theoretische Feld. Das verschiebt 
die Diskussion noch einmal, weg 
von „Wer hat recht“, „Wer ist schuld“, 
„Wieviel kostet das“, sondern: kann 
ein atomar bewaffnetes, technisch 
hochgerüstetes Konkurrenzsystem 
langfristig überhaupt sicher betrie-
ben werden? 

Verantwortung setzt Vernunft vor-
aus. Aber Vernunft ist nicht einheit-
lich. 
Ein Rüstungsmanager mag es ver-
nünftig finden, Abschreckung zu 
stärken. Für einen Friedensforscher 
erscheint es vernünftig, Abschre-
ckung abzubauen. Für einen Arbei-
ter ist der Erhalt des Arbeitsplatzes 
vernünftig. Klimaforscher möchten 
vernünftigerweise finanzielle Res-
sourcen für die Rüstung in die Klima-
rettung umlenken. Für einen religiö-
sen Menschen mag Gewaltlosigkeit 
oberste Vernunft sein, für einen Mi-
litärstrategen seine Vorstellung von 
Sicherheit. Jeder argumentiert „ver-
nünftig“ – aber aus einem anderen 
Erfahrungs- und Wertesystem her-
aus.
Genau diese komplexe Gemengela-
ge war auf der Würzburger Tagung 
spürbar: nicht bloß ein moralischer 

Appell zum Frieden, sondern die 
Sorge, dass eine fortgesetzte Auf-
rüstung irgendwann eine Dynamik 
erzeugt, die niemand mehr beherr-
schen kann. Das ist ein Argument, 
das auch Menschen anspricht, die 
nicht unbedingt pazifistisch denken, 
sondern schlicht die Verwundbar-
keit komplexer Gesellschaften ernst 
nehmen. Die Reichweite mensch-
licher Macht ist größer geworden 
als die Fähigkeit, ihre Folgen verant-
wortungsvoll zu überblicken. Das 
war die Erkenntnis nach Hiroshima, 
sie hat viele Jahre lang zu großen 
Abrüstungserfolgen geführt. Leider 
wurden die Zeiten gewendet, und 
zwar nicht von denen, die die Lasten 
des Kriegs befehlsgemäß tragen sol-
len. 
Auf der Würzburger Konferenz wa-
ren natürlich die sozialen und öko-
nomischen Argumente stark prä-
sent, die eigentliche Klammer war 
aber ein humanistisches Friedens-
verständnis, das zusätzlich durch 
die Sorge vor einer kaum noch kon-
trollierbaren Eskalationsspirale ver-
stärkt wurde. Das macht die De-
batte deutlich breiter als eine bloße 
Diskussion über Rüstungsetats oder 
Arbeitsplätze. 
Die große Hoffnung, die mir aus der 

Konferenz erwachsen ist: echtes Be-
wusstsein und der sichtbare Wille 
bei den Gewerkschaften wachsen 
wieder, sich die politischen und ge-
sellschaftlichen Bereiche zurückzu-
holen, um die sie in den vergangenen 
Jahrzehnten „kastriert“ wurden. Die 
Reduktion gewerkschaftlicher Ar-
beit auf Lohnverhandlungen scheint 
zu Ende zu gehen. Ein Riesenschritt 
in die richtige Richtung!

Leider hat unsere SPD den Schuss 
nicht gehört, bei uns ist -wie im-
mer vor den großen Katastrophen- 
„Ruhe“ erste Bürgerpflicht. Von 
einer vorsichtigen Stimme eines 
Jan Dieren auf einem Diskussions-
paneel einmal abgesehen. Wir sind 
sozial- und friedenspolitisch von un-
serer „Kernklientel“ in den Punkten 
Risikoeinschätzung, Mobilisation 
und Kampfbereitschaft längst über-
holt worden. Die brauchen uns nicht 
mehr. 

Nein der letzte Satz ist nicht richtig! 
Sie bräuchten uns mehr denn je! Wo 
positionieren WIR uns Genossen?

Zeit für eine Revision der Zeitenwende
von Monika Fath-Kelling

Ja, wir brauchen einen Mentalitäts-
wechsel. Und ja, wir brauchen eine 
kulturelle Umprogrammierung. 
Aber anders, als unsere derzeit Re-
gierenden es gerne hätten...
Seit Beginn der 2000er Jahre hat 
eine Gruppe erzkonservativer Ideo-
logen, die im Digitech- Turbokapi-
talismus zu unverschämtem Reich-
tum gekommen ist und nun das 
Ende ihres Geschäftsmodells fürch-
tet, den Krieg als probates Mittel 
wiederentdeckt, um auch noch den 
letzten Tropfen Honig aus verarm-
ten Staaten zu pressen. Sie wollen 
vom „schleichenden Destabilisie-
ren“ über Kriegstüchtigkeit zum 
offenen Krieg übergehen, Atom-
waffeneinsatz inklusive. In ihrem 
Größenwahn erkennen sie nicht ein-
mal mehr, dass sie den Ast absägen, 

auf dem sie bislang so bequem sit-
zen. Seit sie neben unbeschränktem 
Reichtum auch unbeschränkte poli-
tische Macht für sich reklamieren, 
stellt ihre unstillbare Gier eine töd-
liche Gefahr für sie selbst und den 
gesamten Planeten dar.
Wir brauchen daher dringend eine 
Revision des derzeit angesagten po-
litischen Irrsinns einer sogenannten 
„atomaren Sicherheit“. Klassische 
Gegenargumente verhallen – eine 
Chance sehe ich noch in einer Frie-
denslogik, die sich konsequent der 
Argumente des neoliberalistischen 
Kapitalismus bedient, statt Appelle 
an Moral oder humanistische Werte 
zu adressieren.

Nukleare Logik als ökonomischer 
Irrtum. Mich erschreckt, dass die 
ökonomische Irrationalität der nuk-
learen Logik nach einer Phase wach-

sender Einsicht – gekennzeichnet 
durch wirksame Abrüstungsver-
träge, Ächtung von Atomwaffen, 
weltweite Initiativen zur Denuklea-
risierung – wieder so ungebremst 
auflodern konnte. Und damit die Er-
kenntnisse aus mehreren Jahrzehn-
ten Forschung zu Krieg und Frie-
den pulverisieren konnte. Niemand 
scheint an Löschen zu denken; statt-
dessen wird weiter Öl ins Feuer ge-
gossen.

Atomare Aufrüstung erzeugt ma-
ximale Unsicherheit und ist damit 
Gift für jeglichen Profit. Eskalations-
risiken und geopolitische Volatilität 
erzeugen maximale Unberechen-
barkeit. Aus finanzieller Sicht ist 
atomare Aufrüstung ein Nullsum-
menspiel: Sie schafft weder Märkte 
noch schafft sie Innovation oder Pro-
duktivität – sie ist reine Kostenlast. 
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Rüstungskeynesianismus program-
miert Zerstörung auf allen Ebenen. 
Die vermeintlichen „Gewinner“ sind 
am Ende wirtschaftlich ebenso tot 
wie die Verlierer. Atomare Aufrüs-
tung ist kein ökonomisches Asset, 
sondern ein kostenintensives poli-
tisches Placebo, das keinerlei Wert-
schöpfung erzeugt. (Allenfalls die 
Versicherungsprämien erhöht). 

Frieden ist ein Multiplikator für 
Kapital, Technologie und Macht. 
Krieg ist ein Divisor, der produktive 
Ressourcen vernichtet und ökono-
mische Skalierung verhindert. Für 
eine Maximierung von Humankapi-
tal braucht es Frieden, nur er erhält 
und vermehrt die wertvollste Res-
source moderner Ökonomien: hoch-
qualifizierte Produktivkräfte. Krieg 
stört das Erreichen technologische 
Dominanz, denn globale Märkte, 
Skalierung und Innovationszyklen 
sind auf Frieden angewiesen. Krieg 
bindet und zerstört Ressourcen und 
erzeugt langwährende erbitterte 
Feindschaften. Er konterkariert da-
mit geopolitische Effizienz, während 
Frieden lukrative Abhängigkeiten 
und politischen und kulturellen Ein-
fluss durch soft-power schafft. Krieg 

verbarrikadiert Märkte, Lieferketten 
und Kapitalströme; Frieden öffnet 
diese und stützt die globale kapita-
listische Dominanz.
Wer heute die Propagandafilme 
von Duck and Cover betrachtet, be-
kommt Gänsehaut. Das groteske 
Niveau dieser Machwerke wird nur 
noch von heutiger Propaganda über-
troffen, die uns einen Nuklearkrieg 
als „gewinnbar“ und atomare Ver-
wüstung in der Stärke von Little Boy 
und Fat Man als „kleinere Gefechts-
feldwaffen“ suggerieren will. Hiro-
shima und Nagasaki stehen als rea-
le Beispiele kriegsverbrecherischer 
Vernichtung in den Geschichtsbü-
chern. Wollen wir es uns wirklich 
„leisten“, was, nebst anderen, auch 
unser Kanzler Friedrich Merz jüngst 
offen geäußert hat?

Der Wunsch, Deutschland „zu 
unserer Sicherheit“ atomar zu be-
waffnen, ist keine beiläufige Be-
merkung. Das ist ein politischer Ta-
bubruch. Wer in Deutschland eigene 
Atomwaffen fordert, verstößt gegen 
das Friedensgebot des Grundgeset-
zes. Der missachtet die UN Charta, 
die Deutschland bindet und spricht 
gegen viele internationale Verträ-

ge, die Deutschland unterschrieben 
hat. Der wendet sich offen gegen die 
historische Verantwortung dieses 
Landes.
Wenn wir das Grundgesetz als Maß-
stab nehmen, wie wir es als Demo-
krat*innen tun sollten, und wie es 
jeder Amtsträger tun muss, dann ist 
klar: Eine solche Äußerung ist nicht 
nur politisch fragwürdig. Sie ist ver-
fassungsrechtlich untragbar.
Ein Kanzler, der Atomwaffen für 
Deutschland ins Spiel bringt, stellt 
sich gegen die Grundprinzipien der 
deutschen Außenpolitik seit 1949. 
Er marginalisiert die Lehren aus Hi-
roshima und Nagasaki. Er pfeift auf 
die Verpflichtung zu Frieden und Ab-
rüstung.
Und ja – man kann es so deutlich 
sagen: Wer das Friedensgebot des 
Grundgesetzes derart missachtet, 
stellt sich selbst ins politische Ab-
seits. Ein solcher Vorschlag ist nicht 
der „Weisheit letzter Schluss“. Er ist 
ein sicherheitspolitischer Irrweg, der 
Deutschland existenziell entkernt, 
nicht schützt.

Revision der Zeitenwende JETZT!

SPD = Sozialdemokratische, Pessimist*innen-Partei,
Deutschlands?
von Winfried Stein

Anmerkungen zur letzten AG 60+-Sit-
zung – wenn die SPD-Senior*innen 
außen sit-zen – eine Nachbetrach-
tung.

Es ist Mittwoch, der 15. Juli 2026, 
nachmittags um 3 Uhr. Die Sonne 
scheint, das Wetter ist warm und 
schön. Einige Mitglieder der AG 60+ 
versammeln sich zum Mo-natstref-
fen im Biergarten der Thalermühle 
an einem ruhigen, luftigen, schat-
tigen Platz unter einem großen 
Baum. Es könnte ein schöner Nach-
mittag werden, auf den sich alle ge-
freut haben…
Die Versammlung beginnt. Unter 
Aktuelles wird über den Stand der 
Reformen oder „sogenannten“ Re-
formen der Sozialleistungen be-

richtet. Es gibt viel Kritik, eine große 
Unzufriedenheit. Nach einer Stunde 
meldet sich der Unterzeichner zu 
Wort und sagt etwa Folgendes:
„Wir sitzen jetzt alle hier seit genau 
einer Stunde zusammen und hören 
die ganze Zeit nur Kritik, Missfal-
len, Gemecker, Empörung und Jam-
mern. Es ist alles ganz fürchterlich! 
Und die vorgemerkte Liste ist noch 
längst nicht komplett abgearbeitet. 
Soll das so weitergehen? Wo bleibt 
eigentlich mal etwas Positives?“ 
Man kann doch nicht immer nur auf 
Pessimismus machen! 
Helmut Kohl sagte immer wieder in 
seiner lispelnden Sprechweise: „Wir 
müssen den Pessimismus über-
winden!“ Miesepeter sind nicht 
gefragt. Politiker verbreiten gerne 
Zuversicht, besonders wenn sie die 
Regierung stellen und von guter 

Stim-mung profitieren wollen. An-
ders oftmals die SPD. Kein bisheriger 
Erfolg ist gut genug, es fehlt immer 
noch etwas, ehe man tatsächlich 
mal zufrieden sein könnte.
Es ist völlig klar, dass jedwede Kür-
zung im Sozialbereich bei den SPD-
Mitgliedern auf Widerstand stoßen 
kann, oder sogar muss. Schließlich 
geht es um den Kernbe-reich sozial-
demokratischer Werte in der Politik 
wie sozialer Ausgleich, Gerechtig-
keit und Solidarität. Aber man sollte 
auch mal ehrlich sein. Die Finanzie-
rung des Sozi-alstaats stößt nach 
mehreren Jahren wirtschaftlicher 
Stagnation im Zusammenhang mit 
aktuellen Krisen auf zunehmende 
Schwierigkeiten. Anders gefragt: 
Auf welche Höhe soll der Zuschuss 
zur Rentenversicherung aus Steu-
ergeldern denn noch vertretbar 
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steigen, um alle auch noch so be-
rechtigte Forderungen erfüllen zu 
können? Die Standardantwort zur 
Finanzierungsfrage lautet im linken 
politischen Raum i.d.R.: Wir brau-
chen eine „Umverteilung“. Damit 
soll die Gesellschaft im Sinne von 
gelebter Solidarität gerechter ge-
macht werden. Eine sehr gute Idee, 
hinter der sich fast alle Sozialdemo-
kraten versammeln können. Dies 
scheitert aber regelmäßig an den 
aktuellen und wahrscheinlich leider 
auch zukünftigen Mehrheits- und 
Macht-verhältnissen. Um das zu än-
dern, müsste die SPD deutlich mehr 
Gewicht auf die politische Waage 
bringen, als die bei der letzten Bun-
destagswahl erzielten, etwa 16 % 
der Wählerstimmen. Nach aktuellen 
Umfragen (August 2026), sind es 
sogar nur noch ca. 12 %! Man muss 
sich also leider mit den Gegebenhei-
ten abfinden, auch wenn dies noch 
so schwerfällt. Und wenn schon die 
Erreichung positiver Ziele al-lein gar 
nicht und in Koalitionen auch kaum 
noch möglich erscheint, bleibt als 
Auf-fangposition immer noch als 
Ziel notwendiger politischer Kom-
promisse die „Scha-densbegren-
zung“, was auch den Einsatz lohnen 
könnte. 
Die aktuelle, von mehreren gleich-
zeitigen Krisen gekennzeichnete 
Situation, macht es engagierten 
Parteimitgliedern nicht leicht. Die 
Motivation und damit das Enga-ge-
ment leidet. Es besteht die Gefahr 
der Resignation. Aber wer aufgibt, 
hat schon verloren. Vielleicht hilft 
es, einmal die Perspektive zu wech-
seln?
Bei dieser Gelegenheit stieß ich 
auf ein altes Spiegel-Heft vom 
7.12.2019, das ich mir aufgehoben 
hatte, um mal darauf zurückgrei-
fen zu können. Die Titelgeschichte 
lautete: „Ausgebrannt. Wer braucht 
die SPD noch? Psychogramm einer 
verstörten Partei.“ Dazu als Titelbild 
und Blickfang eine runtergebrann-
te rote Kerze mir der Aufschrift SPD 
wie bei einem Grablicht. Der Artikel 
ist schonungslos und immer noch 
von trauriger Aktualität. Deprimie-
rend die Grafik der Wahlergebnisse 
von 1871-2019 (Prognose). Eines 
fällt auf: Je kürzer die Amtszeit der 
Vorsitzenden, des-to schlechter die 

Ergebnisse, oder ist es nicht eher 
umgekehrt? Je schlechter die Ergeb-
nisse, desto häufiger wechselt die 
Parteispitze und aktuell jetzt wird 
schon wieder darüber diskutiert. 
Aber wie dem auch sei. Und wer 
möchte als SPD-Mitglied oder Sym-
pathisant gerne immer wieder bei 
den Wahlverlierern sein? Das macht 
keine Freude, das zieht so runter. 
Nach jeder bayerischen Landtags-
wahl denke ich, dass es kein noch 
schlechteres Ergebnis mehr geben 
kann und dass es doch end-lich mal 
wieder aufwärts gehen müsste. Und 
dann? Genau! Die 5 %-Hürde ist 
leider schon in Sichtweite, kommt 
immer näher! Die FDP hat es schon 
hinter sich, die SPD kann es kommen 
sehen, wenn sich nicht endlich et-
was Entscheidendes ändert.

Landtagswahl	 Jahr	 SPD	 AfD
Bayern 	              2023	 8,4 %  14,6 %
Ba-Wü 	              2026	 5,5 %  18,8 %

Die alte antifaschistische Partei SPD 
wird im Parteienranking nicht mehr 
von der AfD gejagt, sondern bei wei-
tem überflügelt! Es ist gruselig.
Aber zurück zur angesprochenen 
Versammlung. Da kam dann doch 
noch etwas wirklich Positives zur 
Sprache. Renate berichtete von der 
Besichtigung des „kubic Kultur- und 
Bildungscampus - Das kreativ-Kraft-
werk in Erlangen!“, ehemals Fran-
kenhof. Ich selbst konnte mir bei 
einer sachkundigen Führung am 
Tag der Architek-touren am 28. Juni 
ebenfalls ein Bild davon machen. 
Das Ergebnis ist einfach toll! Das 
Projekt stammt aus einer Zeit, als 
die Stadt Erlangen noch mehr Geld 
hatte, das sieht man. An dem ambi-
tionierten Konzept war der damalige 
Kulturreferent Dr. Die-ter Rossmeissl 
wesentlich beteiligt. Die Umset-
zung, die zugegebenermaßen etwas 
länger als geplant dauerte, geschah 
während der Amtszeit seiner Nach-
folgerin An-ke Steinert-Neuwirth. 
Ein Projekt, das eine deutliche sozi-
aldemokratische Hand-schrift trägt 
und auf das man in der Tat stolz sein 
kann. Das muss man dann aber auch 
mal laut und deutlich so sagen und 
daran erinnern, wer es vorangetrie-
ben hat und wofür es gut ist.

Viele Wählerinnen und Wähler ha-
ben sich an die historischen Erfol-
ge der Sozial-demokratie und der 
Gewerkschaftsbewegung wie z.B. 
Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall oder BAföG längst gewöhnt. Sie 
gelten nicht mehr als eine wichtige 
Errun-genschaft, sondern als Selbst-
verständlichkeit, als Ausgangspunkt 
für weitere Wün-sche nach Ver-
besserungen. Diese verständlichen 
Wünsche treffen aber auf verän-der-
te Rahmenbedingungen, die allen 
bekannt sind. Dies ist die aktuelle 
Situation, die sich wirklich niemand 
gewünscht hat, aber mit der wir alle 
zusammen vernünftig umgehen 
müssen.
Als ich vor rund 55 Jahren in Mainz 
der SPD beitrat, war das eine Folge 
meiner damaligen Mitarbeit bei den 
Jusos. Dort spielte die Kommunal-
politik (Basis!) eine ganz große Rol-
le. Die theoretische Orientierung 
bzw. Handlungsanweisung war das 
Buch des damaligen Juso-Vorsitzen-
den Wolfgang Roth: „Kommunal-
politik, für wen? Arbeitsprogramm 
der Jungsozialisten“, Mannheim 
1971. Es waren ganz an-dere Zei-
ten. Mit Willy Brandt gab es einen 
Hoffnungsträger bzw. dann einen 
amtie-renden Bundeskanzler. Der 
berühmte „Genosse Trend“ sorgte 
für immer bessere Wahlergebnisse. 
Und schließlich, und das war viel-
leicht das Entscheidende, die jungen 
Leute wählten mehrheitlich ganz 
selbstverständlich die SPD, eine po-
sitive Zukunftsoption. Es herrschte 
Optimismus, von Pessimismus wie 
heute keine Spur.
Aber vielleicht müssen wir uns als 
Erlanger SPD wieder etwas stärker 
auf die Kommunalpolitik besinnen, 
dort sichtbare Politik gestalten und 
erkennbar sein. Da-zu gehören auch 
Führungspersonen, die über die 
eigene Partei hinaus Anerken-nung 
erreichen können, um eine OBM-
Wahl zu gewinnen oder zu bestehen 
und die Chance zur Gestaltung von 
Politik zu erhalten. In diesem Sinne 
wünsche ich: „Glück auf!“ und bit-
te, den Kopf nicht hängen zu lassen, 
denn bekanntlich stirbt die Hoff-
nung zuletzt.
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Protokoll Distriktsitzung  
Tennenlohe vom 15.07.2026

TOP 1: Berichte
Rolf, Gertrud, Gert und Felix berich-
ten vom Workshop vom Anfang der 
Woche. Dabei wurden einerseits 
vorgewählte Themenschwerpunk-
te für das Grundsatzprogramm be-
sprochen, andererseits unter den 
Teilnehmenden ausgesuchte für 
unsere Arbeit in Erlangen. 
Daneben feierte die FFW Tennenlo-
he Tag der offenen Tür. Laut Klaus 
war das Fest doch nur überschaubar 
besucht aufgrund der grassierenden 
Hitzewelle.  
Gert und Felix berichten abschlie-
ßend von der konstituierenden OBR-
Sitzung. Diese lief ohne besondere 
Vorkommnisse ab. Die Sitze der AfD 
bleiben vakant. Der Ältestenrat wird 
dazu in naher Zukunft tagen.

TOP 2: Informationsfreiheitsgesetz
Aufgrund des vorgestellten 34 Punk-
te Plans der Bundesregierung hat 
Niklas einen kurzen Vortrag hin-
sichtlich der Änderungen am IFG 
vorbereitet.
Die wichtigsten Änderungen da-
bei sind der Wegfall der Kostenbe-
schränkung, Schwärzung sämtlicher 
Namen und nur noch natürliche Per-
sonen dürfen Anfragen stellen. Fak-
tisch bedeutet das eine Einschrän-
kung der Kontrolle des Staates durch 
seine Bürger.
Dabei regt sich nicht nur breiter Wi-
derstand von Vereinen und NGOs, 
sondern allem Anschein nach auch 
innerhalb der SPD-Bundestagsfrak-
tion.

TOP 3: 34 Punkte Plan
Neben den Änderungen am IFG ent-
hält der 34 Punkte Plan weitere, aus 
unserer Sicht, fragwürdige Punkte. 
Neben dem bereits öffentlich de-
battierten Wegfall der telefonischen 
Krankschreibung, waren vor Allem 
die Ausweitung der sachgrundlosen 
Befristung und privilegierter Abfin-
dungszahlungen ein heißerer Dis-
kussionspunkt.
Die größte Kontroverse für uns ist 
jedoch die als große Entlastung für 
untere und mittlere Einkommen an-
gekündigte Steuerentlastung. Die 
Steuerminderung wird zu großen 
Teilen durch größere Sozialabgaben 
wieder aufgefressen. 
Im Großen und Ganzen trieft das 
Reformpaket für uns nach sozialer 
Kälte.

TOP 4: Tennenloher Bote
Für den kommenden TB gibt es be-
reits einige Artikel. Rolf schreibt 
über das 50-jährige WEZ-Jubilä-
um und die Preisverleihung für die 
Grundschule Tennenlohe, Klaus be-
richtet über die energetische Sanie-
rung beim SVT, Hans über die 5% 
Rüstungsausgaben und Felix über 
den 34 Punkte Plan.

TOP 5: Termine 
Felix weist auf die kommenden Ter-
mine der anstehenden Sommerpau-
se hin. Neben einer morgigen KMV 
steht am 23.07. eine OBR-Sitzung 
an. Bevor wir unsere nächste regulä-
re Sitzung im September haben, ge-
hen wir zum Frühschoppen zusam-
men auf die Tennenloher Kerwa.

Felix Schmeißer

Aus den Distrikten und Arbeitsgemeinschaften
Distrikt Tennenlohe

Vorsitzender

Felix Schmeißer
f3l1x.schmeisser@gmail.com

Liebe Genossinnen und Genossen, 

wir laden herzlich ein zu unserer 
Jahreshauptversammlung am

Mittwoch, 16.09.2026, 
19:30 Uhr 

Gaststätte „Zum Schloss“, 
Schlossgasse 7 

Die vorläufige Tagesordnung ist:
1.	 Allgemeines und Berichte
2.	 Aktuelles
3.	 Verschiedenes

Für den Vorstand
Felix Schmeißer

Weitere Termine: 
Distriktversammlung am 14.10. 
19:30 Uhr im Gasthaus „Zum 
Schloss“.
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Distrikt Süd

Vorsitzender

Andreas Richter
andreas.m.j.richter@web.de

Protokoll der Jahreshauptversamm-
lung des SPD Distrikt Süd

Datum: 08.07.2026; 
Uhrzeit: 20:00 – 21.10 Uhr; 
Ort: Bürgertreff Berliner Platz
Teilnehmende: Andreas Richter; Luis 
Strobel; Robert Thaler; Jasmin Molz, 
Sana Al-Maskari, Christoph Bart-
schat (Schriftführung)
Entschuldigt: Friedhelm Elias

Tagesordnung
TOP1 Begrüßung:
Der Vorsitzende Andreas Richter 
eröffnet die Jahreshauptversamm-
lung um 20.00 Uhr und begrüßt die 
anwesenden Genossinnen und Ge-
nossen. Im Anschluss findet eine 
kurze Vorstellungsrunde statt.

TOP 2 Beschluss über die Tagesord-
nung:
Die vorgeschlagene Tagesordnung 
wird ohne Änderungen einstimmig 
beschlossen.

TOP 3 Bericht des Vorstandes
Andreas Richter blickt auf das ver-
gangene Kalenderjahr zurück, das in 
besonderem Maße durch den Kom-
munalwahlkampf geprägt war. Trotz 
des letztlich enttäuschenden Ge-
samtergebnisses für die SPD konnte 
der Distrikt Süd auf zahlreiche er-
folgreiche Aktionen zurückblicken.
Besonders hervorgehoben werden 
der gemeinsame Stadtteilrundgang 
mit Florian Janik am „Roten Platz“, 
das Clean-Up an der Theodor-Heuss-
Anlage, das auf eine sehr gute Reso-
nanz und Beteiligung stieß, sowie 
zahlreiche Hausbesuche im Rahmen 
des Haustürwahlkampfes. Auffällig 
sei hierbei, dass die persönlich be-
arbeiteten Straßen und Quartiere 
einen signifikant höheren Stimmen-
anteil für die SPD aufwiesen als ver-
gleichbare Wahlbezirke. Insgesamt 
erzielte die SPD in den betreuten 
Wahlbezirken des Distrikts über-
durchschnittliche Ergebnisse.

TOP 4 Aussprache
In der Aussprache wurde zunächst 
erneut über den neuen Zuschnitt 
der Verteilerbezirke sowie notwen-
dige Anpassungen der Stückzahlen 
für künftige Verteilungen gespro-
chen. Rückmeldungen hierzu sollen 

auf geeignetem Weg an Christoph 
erfolgen, damit die Verteilpläne 
weiter optimiert werden können.
Luis erkundigte sich nach den 
Schwerpunkten des Vorstandes für 
das laufende Jahr. Andreas erläuter-
te, dass der Fokus insbesondere auf 
der Begleitung wichtiger Projekte 
im Stadtteil liegen werde. Exempla-
risch nannte er hierbei das Projekt 
„Energiesprong“, dessen weitere 
Entwicklung aufmerksam begleitet 
werden solle.
Robert regte an, den Distrikt und 
die SPD im Stadtteil künftig wieder 
sichtbarer zu machen. Als mögliche 
Maßnahme brachte er einen regel-
mäßigen offenen Treff, beispiels-
weise in einem Biergarten, ins Ge-
spräch.
Sana informierte darüber, dass der 
nächste Termin des „Café Rot mobil“ 
am Ohmplatz stattfinden soll. Ein 
konkreter Termin stehe allerdings 
noch nicht fest. Auf Nachfrage von 
Andreas berichtete sie, dass die bis-
herigen Veranstaltungen durchweg 
positive Resonanz erfahren hätten 
und von den Bürgerinnen und Bür-
gern sehr gut angenommen worden 
seien.
Abschließend ergänzte Andreas 
noch einen Rückblick auf den Wahl-
kampf. Bedauerlicherweise habe es 
aufgrund eines fehlenden Protokolls 
beziehungsweise einer unterbliebe-
nen Weitergabe von Informationen 
keinerlei Abstimmung über eine 
Nachverteilung von Wahlkampf-
material für die Oberbürgermeis-
ter-Stichwahl gegeben. Dies sei aus 
Sicht des Distrikts unglücklich ge-
wesen.

TOP 5 Berichte aus dem Stadtteil-
beirat und dem Stadtrat
Christoph berichtete von der kons-
tituierenden Sitzung der Orts- und 
Stadtteilbeiräte am 02. Juli 2026 im 
Ratssaal. Die Veranstaltung verlief 
insgesamt geordnet und ohne be-
sondere Vorkommnisse. Nach der 
Verabschiedung der ausgeschie-
denen Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder wurden die Vor-
sitzenden und Stellvertretungen 
gewählt.
Für den Stadtteilbeirat Süd wurde 
Simeon Ulm (CSU) mit sechs Stim-
men zum Vorsitzenden gewählt; 
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eine Stimme entfiel auf Christoph, 
obwohl dieser nicht kandidiert hat-
te. In einer weiteren Wahlrunde 
wurde Rainer Hartmann (Grüne) 
mit sieben Stimmen bei einer Ent-
haltung zum ersten stellvertreten-
den Vorsitzenden gewählt. In der 
letzten Wahlrunde wurde Christoph 
Bartschat (SPD) einstimmig mit acht 
Stimmen zum zweiten stellvertre-
tenden Vorsitzenden gewählt. Der 
Vertreter der AfD erschien nicht zur 
Sitzung.
Andreas ergänzte hierzu Hinter-
gründe zu den im Vorfeld geführ-
ten Gesprächen zwischen den de-
mokratischen Fraktionen sowie zur 
Zusammensetzung des Gremiums. 
Ebenfalls angesprochen wurden In-
terventionen des ehemaligen Stadt-
teilbeiratsvorsitzenden im Vorfeld 
der Wahlen sowie die daraus resul-
tierenden Abstimmungen.
Im weiteren Verlauf wurde über den 
Ablauf der konstituierenden Sitzung 
sowie die zukünftige Arbeitswei-
se des Stadtteilbeirats gesprochen. 
Sana fragte nach dem künftigen 
Umgang mit dem AfD-Mitglied im 
Gremium. Christoph erläuterte hier-
zu ausführlich die angedachte Praxis 
und Haltung. Positiv hervorgehoben 
wurde, dass der neu gewählte Vor-
sitzende bereits vor der Sitzung und 
von sich aus eine klare und unmiss-
verständliche Haltung gegenüber 
demokratiefeindlichen Positionen 
und dem Umgang mit der AfD zum 
Ausdruck gebracht habe.
Andreas berichtete anschließend 
aus dem Stadtrat. Schwerpunkt der 
aktuellen Diskussionen sei das an-
gekündigte Haushaltskonsolidie-
rungspaket der neuen Stadtspitze. 
Nach seiner Einschätzung würden 
zahlreiche Einsparvorgaben der Re-
gierung von Mittelfranken ohne 
ausreichende politische Priorisie-
rung übernommen. Insbesondere 
im Bereich der Soziokultur drohten 
erhebliche Kürzungen, die gewach-
sene Strukturen nachhaltig beein-
trächtigen könnten.

Kritisch wurde außerdem ange-
merkt, dass weiterhin keine umfas-
sende Gesamtstrategie zum kom-
munalen Hitzeschutz erkennbar sei.
Im Bereich Schulentwicklung wur-
de über die StadtteilSchuleBüchen-
bach-Nord berichtet. Ziel bleibt 
weiterhin die Zusammenführung 
der Hermann-Hedenus-Mittelschu-
le an einem Standort. Aufgrund der 
angespannten Haushaltslage verzö-
gert sich die Umsetzung jedoch vo-
raussichtlich deutlich; nach derzei-
tiger Planung ist eine Realisierung 
frühestens ab 2029 vorgesehen. 
Von der SPD wurde im Stadtrat ge-
fordert, freiwerdende Investitions-
mittel aus dem Kommunalpaket 
zur Fortführung der Planungen für 
die Stadtteilschule einzusetzen. Die 
schwarz-grüne Stadtratsmehrheit 
beschloss jedoch die Verwendung 
dieser Mittel für die Generalsanie-
rung des Fridericianums und damit 
erneut eines Gymnasiums.
Abschließend bewertete Andreas 
die derzeitige Haushaltssteuerung 
der neuen Ratsmehrheit kritisch 
und sprach von einer aus seiner 
Sicht noch fehlenden klaren strate-
gischen Linie bei den anstehenden 
Konsolidierungsentscheidungen.

TOP 6 Sonstiges
Als Termine für die nächsten Dist-
riktversammlungen wurden
•	 23.09.2026
•	 28.10.2026
vorgesehen.

Der Vorsitzende bedankt sich bei 
allen Anwesenden für die konst-
ruktive Diskussion und beendet die 
Jahreshauptversammlung um 21:10 
Uhr.
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Liebe Genossinnen und Genossen,
 
unsere nächste Distriktssitzung fin-
det statt am  

Mittwoch, den 23.09.2026, 
um 20:00 Uhr im Bürger-

treff Berliner Platz, 
Berliner Platz 1.

Vorgeschlagene Tagesordnung:
1.	 Aktuelles aus dem Stadtteilbeirat
2.	 Aktuelles aus dem Stadtrat
3.	 Sonstiges

Mit solidarischen Grüßen

Andreas Richter
Vorsitzender

Bereits zum Vormerken: Die Okto-
bersitzung ist am 28.10., 20 Uhr, 
ebenfalls im Bürgertreff Berliner 
Platz

Der Sommer 2026 im Distrikt West

Am 17.6. 2026 trafen wir uns zu unse-
rer letzten regulären Sitzung vor der 
Sommerpause. Wir hatten unsere 
Kreisvorsitzende Sandra Radue einge-
laden, um mit ihr darüber zu sprechen, 
in welche Richtung wir als Erlanger 
SPD in Zukunft gehen wollen. Sandra 
benannte zunächst die aus ihrer Sicht 
wichtigen Themen: das Gerechtig-
keitsproblem, das Generationenpro-
blem in Form der Rente, die Kranken-
versicherung. In Bezug auf Erlangen 
kamen wir überein, dass wir auf jeden 
Fall die Präsenz in der Öffentlichkeit 

stärken wollen, z.B. in Form des Café 
Rot mobil. Deshalb wird es auch ab 
Herbst wieder Aktionen im Distrikt 
West geben.
Mittlerweile ist es schon zur Tradition 
geworden, dass wir im Juli ein Som-
merfest machen. Wir trafen uns in ge-
selliger Runde am 8.7.2026 im Garten 
von Lisa Rettelbach in Kosbach. Dieses 
Jahr war uns der Wettergott gewogen 
und wir konnten uns bei angenehmer 
Temperatur gut unterhalten. Vielen 
herzlichen Dank für die Organisation, 
liebe Lisa!

Felizitas Traub-Eichhorn

Distrikt West

Vorsitzende

Katrin Hurle
katrin9290@googlemail.com

Felizitas Traub-Eichhorn
Felizitas.Traub-Eichhorn@fen-net.de

Liebe Genossinnen und Genossen, 

Unsere nächste Distriktsitzung fin-
det statt am 

Mittwoch, den 23.09.2026 
um 20:00 Uhr im Gasthof 
Güthlein (Dorfstraße 14).  

Dieses Mal wird uns Munib Agha, 
Sprecher der SPD-Stadtratsfraktion 
unter anderem für Haushalt und Fi-
nanzen, zur aktuellen Situation des 
städtischen Haushalts berichten. 

Solidarische Grüße,
Katrin Hurle

Impression vom Sommerfest des Distrikts West.  Foto: Privat
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AG 60+

Vorsitzende

Monika Fath-Kelling
Telefon: 09131 897065
kellingmo@nefkom.net

Protokoll AG 60+ vom 15. Juli 2026 
15-17 Uhr in der Thalermühle 

unseren Einstieg in den langen Som-
mer haben wir am 15.Juli in der Tha-
lermühle begangen. Ein heißer Tag, 
mit reichlich Diskussionsstoff zum Re-
formherbst. Besonders die Reform der 
Rentenversicherung war das Thema 
gewesen, das uns sicher auch in den 
kommenden Monaten noch reichlich 
„Spaß“ machen wird. Es ist schon er-
staunlich, wie groß ein Elefant im 
Raum sein kann, „ohne bemerkt zu 
werden“: Dass sich die ganze Renten-
diskussion erübrigen könnte, würde 
man den Elefanten im Raum wenigs-
tens wahrnehmen wollen! Es ist das 
politisch gewollte Diskriminieren der 
gesetzlich Versicherten, in dem ver-
sicherungsfremde Leistungen (die ge-
sellschaftlich für Gerechtigkeit sorgen 
und die durchaus sinnvoll sind, nicht 
etwa „abgeschafft“ gehören!) aus den 
Versicherungsbeiträgen entnommen 
werden, und zwar ausschließlich der 
in der DRV-Versicherten. Rückerstat-
tet werden nur etwa 30%, sodass den 
Versicherten jährlich ein Schaden von 
ca. 40 Milliarden Euro entsteht, die auf 
diese Weise zu einem Schattenhaus-
halt werden, anstatt wie es gehörte, 
aus Steuermitteln zu finanzieren wä-
ren. Andere Rentenwerke sind nicht 
betroffen und werden nicht in gleicher 
Weise zur Kasse gebeten, die DRV-Ver-
sicherten also auf diese Weise krass 
diskriminiert. Diesem Umstand trägt 
die „Rentenreform“ einmal mehr, wie 

seit Jahrzehnten „üblich“, nicht Rech-
nung. Entsprechende Schreiben und 
schriftliche Nachfragen gingen -ge-
fühlt- überwiegend ins Leere, obwohl 
sich sowohl die Paritätischen (von 
denen im Übrigen kein Vertreter in 
der Rentenkommission war) als auch 
der Bundesrechnungshof als auch 
die DRV durchaus ernsthaft zurück-
gemeldet haben, dass auch sie schon 
seit Jahren „predigen“....
Das zweite Aufregerthema waren die 
kommenden Wahlen und der partei-
liche Umgang mit der AfD. Auch ein 
Thema mit Dauer ... Warten wir die 
Wahlen im September ab, selbst wir 
konnten keine gemeinsame „Linie“ 
finden, außer der, dass wir „not amu-
sed“ sind vom Erfolg der Blauen...

•	 Nächster Sitzungstermin ist der 
16. September um 15 Uhr in der 
Thalermühle. 

•	 Vormerken könnt ihr folgende Sit-
zungs-Termine: 14. Oktober, 11. 
November, und 9. Dezember.

•	 Kino mit den IG-Metall-Senioren 
im IGM-Saal in der Friedrichstra-
ße: 24. September ab 14.30, Film-
start 15 Uhr. „Die einfachen Din-
ge“ stehen auf dem Programm. 
Mit Kaffee und Kuchen wie im-
mer... 

•	 Kino-Vorschau: 26. November. 
„Madame Christine und ihre un-
erwarteten Gäste“  

Dieter und ich freuen uns auf einen 
spannenden Herbst mit euch, 
Monika

Distrikt Innenstadt

Vorsitzende

Sana Al-Maskari
sana.almaskari95@gmail.com

Clemens Heydenreich
clemens.heydenreich@web.de

Liebe Genossinnen und Genossen, 

Wir laden herzlich ein zu unserem ers-
ten Treffen nach der Sommerpause am 

am Mittwoch, den  
30. September, um 20 Uhr 
im Nebenraum der „Kulis-

se“ (Theaterstraße 8).  

Wir werden an diesem Abend vor al-
lem die erste Sitzung des neuen Stadt-
teilbeirats Innenstadt vorbereiten, die 
nur eine Woche später – nämlich am 
7. Oktober – stattfindet. Wünschens-
wert wäre es daher, wenn unsere vier 
Beiratsmitglieder möglichst vollzählig 

erschienen – und wenn sie zahlrei-
che Themenvorschläge aus unseren 
Reihen und nicht zuletzt von unse-
ren Fraktionsmitgliedern mitnehmen 
könnten!
Und ein weiteres Thema will vorbe-
reitet sein: die turnusmäßige Neu-
wahl unseres Distriktsvorstandes, die 
spätestens im Dezember stattfinden 
muss. Gesucht wird bis dahin eine 
Nachfolgerin für Sana Al-Maskari, die 
als Co-Vorsitzende nicht mehr wird 
antreten können.

Wir freuen uns auf euch! Solidarische 
Grüße,
Clemens Heydenreich & Sana Al-
Maskari



Absender:
SPD-KV Erlangen
Friedrich-List-Str. 5 - 91054 Erlangen

Bei Umzug, mit neuer Anschrift zurück. ETIKETT 
FÜR EMPFÄNGER*IN


